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Aufruf der deutschen Bischöfe zur 
Pfingstaktion RENOVABIS 2012

Liebe Schwestern und Brüder im Glauben,

Kinder sind „unsere Zukunft“, so wird oft gesagt. Aber 
sie sind auch die schwächsten Glieder der Gesellschaft – 
bei uns wie in anderen Ländern. 

Im Osten Europas gehören Kinder häufig zu den Verlie-
rern der wirtschaftlichen und sozialen Umbrüche. Sie 
leiden unter Ausgrenzung, Gewalt und Hunger. Oft ist 
die Versorgung bei Krankheit und Behinderung schlecht. 
Ausbildungschancen sind rar. Vor allem Waisen- und 
Straßenkinder haben kaum eine Zukunftsperspektive.

Die Pfingstaktion von RENOVABIS, die in diesem Jahr 
zum 20. Mal stattfindet, nimmt sich dieser notleidenden 
und benachteiligten Kinder an. Mit dem Leitwort „Und 
er stellte ein Kind in ihre Mitte“ (Mk 9,36) sollen sie ins 
Zentrum unserer Aufmerksamkeit gerückt werden. RE-
NOVABIS fördert zahlreiche Projekte: Kindergärten und 
Schulen, Katechese, Waisenhäuser und Sozialzentren. 
Die Kirchen vor Ort stehen vor gewaltigen Herausfor-
derungen. Deshalb muss auch unsere Hilfe weitergehen.

Wir Bischöfe bitten Sie herzlich: Unterstützen Sie die 
Arbeit von RENOVABIS in Osteuropa durch eine groß-
zügige Spende am kommenden Pfingstfest!

Regensburg, den 29.02.2012 

Für das Bistum Hildesheim

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Dieser Aufruf soll am Sonntag, dem 20.05.2012, in al-
len Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen wer-
den. Der Ertrag der Kollekte am Pfingstsonntag, dem 
27.05.2012, ist ausschließlich für die Aktion Renovabis 
bestimmt.

Aufruf der deutschen Bischöfe
 zur Katholikentagskollekte 2012 

„Einen neuen Aufbruch wagen“ – unter diesem Leitwort 
werden sich vom 16. bis 20. Mai 2012 zehntausende 
Gläubige in der Kurpfalzmetropole Mannheim zum 98. 
Deutschen Katholikentag treffen. Dieser Katholikentag 
soll von Gottesdiensten, Gebeten und Glaubensgesprä-
chen geprägt sein. Er soll innerkirchlich Impulse, Orien-
tierung und Kraft geben und auf diese Weise Mut machen 
zu geistlicher Erneuerung und zu einem neuen Aufbruch 
in unserer Kirche und in unserer Gesellschaft. 

So soll der Katholikentag zugleich „Zeitansage“ werden, 
die den Weg in die Zukunft im Blick hat.

Hierzu gehört das Bemühen um eine neue Kultur des 
Aufeinanderhörens und Voneinanderlernens. Die Prä-
gung Mannheims als eine Stadt des intensiven Dialogs 
zwischen Menschen unterschiedlichster Herkunft, Reli-
gion und Lebensgestaltung bietet hierfür hervorragende 
Rahmenbedingungen.

Das Zentralkomitee der deutschen Katholiken und das 
Erzbistum Freiburg laden Sie alle herzlich ein, zum Ka-
tholikentag nach Mannheim zu kommen. Der Katholi-
kentag ist jedoch nicht nur die Sache derer, die persönlich 
daran teilnehmen. Er ist auch ein Ausdruck der Mitver-
antwortung aller Katholikinnen und Katholiken für Kir-
che und Gesellschaft. Deshalb sollten auch jene, die 
nicht in Mannheim mit dabei sein können, die Möglich-
keit nutzen, zum Gelingen dieses wichtigen Ereignisses 
für die katholische Kirche in Deutschland beizutragen. 
Ihr Gebet ist dafür ein wichtiger Baustein. Helfen Sie 
darüber hinaus durch eine großzügige Spende mit, dass 
der Katholikentag Zeugnis unseres christlichen Glaubens 
werden kann, das in die Gesellschaft ausstrahlt.

Regensburg, den 28.02.2012
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Für das Bistum Hildesheim

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Dieser Aufruf soll am Sonntag, dem 13.05.2012, in allen 
Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen werden. 

Hinweise und Empfehlungen zum Aufruf
zur Aktion RENOVABIS in der Zeit vom
3. Mai bis 27. Mai 2012 und der Kollekte

am Pfingstsonntag, 27. Mai 2012

„Und er stellte ein Kind in ihre Mitte“
 (Mk 9,36) Hilfe für Kinder im Osten Europas

Unter diesem Leitwort will die Renovabis-Pfingstaktion 
2012 notleidende und benachteiligte Kinder im Osten 
Europas vom Rand ins Zentrum unserer Aufmerksamkeit 
rücken. Kinder sind überall auf der Welt die schwächsten 
Glieder der Gesellschaft. In den Ländern Mittel-, Ost- 
und Südosteuropas befinden sie sich aufgrund des drama-
tischen Wandels nach der politischen Wende auch heute 
noch in besonders schwierigen Situationen. Renovabis 
wirbt daher in diesem Jahr ausdrücklich um Solidarität 
mit ihnen. Hauptgeschäftsführer Pater Stefan Dartmann 
SJ: „Die Kinder und ihre Familien sollen spüren, dass sie 
sich auf Renovabis verlassen können.“

In der Projektförderung von Renovabis spielt die Hilfe 
für Kinder schon seit vielen Jahren eine besondere Rolle. 
Jedes Jahr wird dafür ein erheblicher Teil der Projekt-
mittel eingesetzt. Dabei geht es um ein breites Spektrum 
pastoraler, sozialer und Bildungsprojekte. Konkret ge-
fördert werden Heime und Tagesstätten für Waisen und 
Straßenkinder, ebenso für Kinder, die unter den Folgen 
von Arbeitsmigration leiden, den so genannten „Euro-
Waisen“.

Es geht um Integrationsprojekte für Kinder aus gesell-
schaftlichen Randgruppen und von diskriminierten Min-
derheiten wie den Roma. Unterstützt werden auch Sozi-
aleinrichtungen und Heime für behinderte Kinder oder 
der Bau und die Ausstattung von pastoralen Kinder- und 
Jugendzentren. Religiöse Erfahrungen vermitteln die 
Projektpartner von Renovabis durch besonders geprägte 
Freizeiten, die „Ferien mit Gott“. Ebenso werden Schu-
len und Bildungseinrichtungen mit besonderem Profil 
gefördert wie auch Beratungsangebote für Eltern in Fa-
milienzentren.

Für all diese Maßnahmen, in deren Mittelpunkt die Kin-
der stehen, ist Renovabis dringend auf finanzielle Un-
terstützung angewiesen, um den Partnern vor Ort – im 
Sinne von „Hilfe zur Selbsthilfe“ – bei der Durchführung 
ihrer Projekte zu helfen.

Eröffnung und Abschluss der Pfingstaktion 2012

•	 Die Renovabis-Pfingstaktion 2012 wird stellvertre-
tend für alle deutschen (Erz-)Diözesen am Sonntag, 
6. Mai 2012, im Bistum Osnabrück eröffnet. Den 
Eröffnungsgottesdienst zelebriert Bischof Dr. Franz-
Josef Bode mit zahlreichen Gästen aus Mittel- und 
Osteuropa um 9.45 Uhr im Dom zu Osnabrück.

•	 Der Abschlussgottesdienst der Aktion findet am 
Pfingstsonntag, 27. Mai 2012, um 10 Uhr im Aache-
ner Dom gemeinsam mit Bischof Dr. Heinrich Mus-
singhoff statt.

•	 Die Renovabis-Aktionszeit beginnt am Donnerstag, 
3. Mai 2012, in allen deutschen Pfarrgemeinden als 
Vorbereitung auf die bundesweite Eröffnung am fol-
genden Sonntag, 6. Mai, und endet am Pfingstsonn-
tag, 27. Mai 2012, mit der Renovabis-Kollekte für 
Mittel- und Osteuropa in allen katholischen Gottes-
diensten in Deutschland.

Renovabis-Kollekte am Pfingstsonntag

Am Pfingstsonntag (27. Mai 2012) sowie in den Vor-
abendmessen (26. Mai 2012) wird in allen katholischen 
Kirchen die Renovabis-Kollekte für Osteuropa gehalten.
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Kalendarium zur Durchführung der
Renovabis-Pfingstaktion 2012

ab Donnerstag, 3. Mai 2012 (Beginn der Aktionszeit)
•	 Aushang der Renovabis-Plakate
•	 Verteilung der Faltblätter an die Gottesdienstbesu-

cher oder mit dem Pfarrbrief

Sonntag, 6. Mai 2012
•	 Bundesweite Eröffnung der diesjährigen Aktion um 

10.00 Uhr im Dom zu Osnabrück

Siebter Sonntag der Osterzeit: Samstag und Sonntag, 
19./20. Mai 2012
•	 Verlesen des Aufrufs der deutschen Bischöfe (siehe 

Amtsblatt vom 27.04.2011, Seite 30) in allen Gottes-
diensten, auch in den Vorabendmessen.

•	 Predigt/Hinweis auf die Pfingstaktion von Renova-
bis (siehe Aktionsheft, CD-ROM) und die Kollekte 
am folgenden nächsten Sonntag (Pfingsten)

•	 Verteilung der Spendentüten mit Hinweis, dass
	 - 	 die Spende für die Menschen in Osteuropa am 

Pfingstsonntag eingesammelt wird,
	 - 	 dass die Spende zum Pfarramt gebracht oder
	 - 	 dass sie auf ein Renovabis-Spendenkonto über-

wiesen werden kann.

•	 Faltblätter: Nachlegen auf dem Schriftenstand oder 
Einlegen in die Gottesdienstordnung/Pfarrbrief

Samstag und Pfingstsonntag 26./27. Mai 2012
Gottesdienst mit Predigt und Spenden-Aufruf zur 
Renovabis-Kollekte
Bekanntmachung der Renovabis-Kollekte in allen Got-
tesdiensten, auch am Vorabend, z.B.:
	 „Heute bittet die Kirche durch die Aktion Renovabis 

um eine Spende für die Menschen in Mittel-, Ost- 
	 und Südosteuropa.“

•	 Predigtvorschlag (siehe Aktionsheft, CD-ROM)

•	 Gemäß dem Wunsch der deutschen Bischöfe wird 
die Renovabis-Kollekte für die Aufgaben der So-
lidaritätsaktion Renovabis ohne jeden Abzug an 
die Bistumskasse weitergegeben. Das Ergebnis der 

Renovabis-Kollekte ist mit dem Vermerk „Reno-
vabis 2012“ an die Bistumskasse unter Angabe der 
Buchungskonto-Nr. 442 108 zu überweisen. Diese 
Überweisung soll innerhalb eines Monats erfolgen. 
Die Bistumskasse leitet die Beträge unverzüglich an 
Renovabis weiter.

Hinweis:

•	 Die Pfingstnovene 2012 „Heiliger Geist – Kraft 
des Glaubens“ von Professor Dr. Ludwig Mödl, 
legt beeindruckende Meditationen vor. Die Pfingst-
novene empfiehlt unser (Erz-)Bischof ausdrücklich 
für das Novenengebet zwischen Christi Himmelfahrt 
und dem Pfingstfest zum Gebet in den Pfarreien, in 
Familienkreisen, Gruppen und Verbänden als Ge-
betsbrücke nach Osten.

•	 Besonders hingewiesen sei auf das Aktionsheft, 
das in den „Bausteinen für den Gottesdienst“ 
auch Predigtimpulse an die Hand gibt. Außerdem 
gibt es zur Renovabis-Pfingstaktion Impulsplakate 
in unterschiedlichen Größen, den Pfarrbriefman-
tel sowie weitere Publikationen und Materialien, 
die allen Pfarrgemeinden unmittelbar nach Ostern 
per Post zugehen. Im o. g. Aktionsheft finden sich 
Reportagen sowie Impulsen und Handlungsvor-
schlägen – insbesondere für den Schulunterricht 
und auch für den Kindergarten. Zusätzlich zu den 
Texten gibt es als Audio-Datei das Renovabis-Lied 
„Dass erneuert werde das Antlitz der Erde“ und 
Bilder, Länderprofile, Landkarten. Sämtliche Ma-
terialien befinden sich auch auf der neuen CD-ROM 
zur Renovabis-Pfingstaktion, weiteres zusätzliches 
Material kann nachbestellt werden.

Informationen zur Pfingstaktion
erhalten Sie direkt bei der Solidaritätsaktion Renovabis 
Kardinal-Döpfner-Haus, Domberg 27, 85354 Freising, 
Tel. 08161 / 5309 -49
E-Mail: info@renovabis.de Internet: www.renovabis.de 
Fax: 08161 / 5309 -44
MATERIALBESTELLUNG:
renovabis@eine-welt-mvg.de
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Empfehlung unseres Bischofs zum Gebet 
der Renovabis-Pfingstnovene:

 „Heiliger Geist – Kraft des Glaubens“

Unserem Bischof ist es ein wichtiges Anliegen, dass die 
Pfingstnovene „Heiliger Geist – Kraft des Glaubens“, die 
uns von der Solidaritätsaktion Renovabis in diesem Jahr 
zur Vorbereitung auf das Pfingstfest vorgelegt wird, in 
unserem Bistum Wurzeln schlägt.

Bischof Norbert Trelle:
„Dieses Gebet mit den Menschen in Mittel- und Osteu-
ropa ist ein großartiges Zeichen unserer Glaubenssoli-
darität und sollte im Sinne eines Austauschs der Gaben 
auf dem Weg zum Pfingstfest hin gepflegt werden. Dies 
kann in unseren Pfarreien, in Krankenhäusern, in Alten-
heimen, in Schulgottesdiensten, aber auch bei Kranken-
besuchen und im persönlichen Gebet geschehen. Es sei 
daran erinnert, dass Papst Leo XIII. bereits 1897 in seiner 
Enzyklika „Divinum illud munus“ die Novene als Ge-
bet zum Heiligen Geist um die Einheit der Christen allen 
Pfarrgemeinden ausdrücklich aufgetragen hat. So lade 
ich Sie herzlich zum Beten der Pfingstnovene 2012 ein.“

Ihr

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz beab-
sichtigt, in Kürze folgende Broschüren herauszugeben:

Verlautbarungen des Apostolischen Stuhls

Nr. 191	
Apostolisches Schreiben in Form eines Motu Proprio
Porta fidei von Papst Benedikt XVI., mit dem das 
Jahr des Glaubens ausgerufen wird

Papst Benedikt XVI. hat im vergangenen Herbst das 
„Jahr des Glaubens“ ausgerufen, das am 11. Oktober 
2012 beginnt. Es steht in unmittelbarem Zusammenhang 

mit dem 50-jährigen Jubiläum des II. Vatikanischen Kon-
zils. Das Motu Proprio versteht sich als Hinführung zum 
Konzilsjubiläum und einer Vertiefung des Glaubens in 
der gegenwärtigen Zeit.

Nr. 002	
Apostolisches Schreiben EVANGELII NUNTIANDI 
Seiner Heiligkeit Papst Paul VI. an den Episkopat, 
den Klerus und alle Gläubigen der Katholischen Kir-
che über die Evangelisierung in der Welt von heute 
(Neudruck)

Vom 7. bis 28. Oktober 2012 findet in Rom die 13. Or-
dentliche Weltbischofssynode mit dem Thema: „Neue-
vangelisierung für die Weitergabe des christlichen Glau-
bens“ statt. Im Hinblick darauf gibt das Sekretariat der 
Deutschen Bischofskonferenz einen Neudruck dieses 
1975 erschienenen Schlüsseltextes der evangelisierenden 
Pastoral heraus, der im Kontext der Frage nach der Mis-
sion der Kirche stark rezipiert wird. Auch vor dem Ho-
rizont des „Jahres des Glaubens“ und der Initiativen des 
Päpstlichen Rates zur Förderung der Neuevangelisierung 
ist er von großer Bedeutung.

Die Broschüren sind nach Erscheinen erhältlich bei:

Bischöfliches Generalvikariat,
Hauptabteilung Pastoral, 
Domhof 18 - 21, 31134 Hildesheim,
Tel. (05121) 307-301, Fax (05121) 307-618.
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Änderung der Satzung des 
Diözesanvermögensverwaltungsrates

Die Satzung des Diözesanvermögensverwaltungsrates 
vom 29. Mai 2009 (Kirchlicher Anzeiger 2009, Nr. 5, S. 
98 f.) wird wie folgt geändert:

In § 2 Buchst. b. wird das Wort „sechs“ durch das Wort 
„acht“ ersetzt.

Diese Änderung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.

Hildesheim, den 23. März 2012 

L.S.

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim

Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission
des Deutschen Caritasverbandes e.V.

§ 1 Stellung und Aufgabe

(1) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission ist eine ständi-
ge Kommission besonderer Art der Delegiertenver-
sammlung des Deutschen Caritasverbandes (vgl. § 9 
Abs. 3 seiner Satzung). 2Entscheidungen der Arbeits-
rechtlichen Kommission bedürfen nicht der Zustim-
mung der Delegiertenversammlung.

(2) Die Arbeitsrechtliche Kommission ist auf der Grund-
lage des Artikels 7 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 
die von den deutschen Bischöfen für die Einrichtun-
gen im Bereich des Deutschen Caritasverbandes an-
erkannte Kommission zur Ordnung des kircheneige-
nen Arbeitsvertragsrechts.

(3) 1Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission ist die 
Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, 

Abschluss und Beendigung von Dienstverhältnissen 
mit kirchlich-caritativen Rechtsträgern im Bereich 
des Deutschen Caritasverbandes, solange und soweit 
die „Zentrale Kommission zur Ordnung des Arbeits-
vertragsrechtes im kirchlichen Dienst“ (Zentral-KO-
DA) von ihrer Regelungsbefugnis gemäß § 3 Abs. 1 
Zentral-KODA-Ordnung keinen Gebrauch gemacht 
hat oder macht. 2Solche Beschlüsse der Zentral-KO-
DA stehen mit ihrer Inkraftsetzung den Beschlüssen 
nach dieser Ordnung gleich. 3Regelungsbefugnisse 
in anderen diözesanen Ordnungen bleiben unberührt.

§ 2 Zusammensetzung

(1) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission besteht aus einer 
Bundeskommission, sechs Regionalkommissionen 
und dem/der Vorsitzenden. 2Die Mitarbeiterseite und 
die Dienstgeberseite der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission wählen jeweils Leitungsausschüsse gemäß 
§ 5a.

(2) 1Die Bundeskommission besteht aus 28 Vertreter(inne)
n der Mitarbeiter(innen) und aus 28 Vertreter(inne)
n der Dienstgeber und dem/der Vorsitzenden nach 
§ 3 Abs.1. 2Der Leitungsausschuss der Mitarbei-
terseite besteht aus sieben Vertreter(inne)n der 
Mitarbeiter(innen) und der Leitungsausschuss der 
Dienstgeberseite aus sieben Vertreter(inne)n der 
Dienstgeber, die jeweils Mitglieder der Arbeitsrecht-
lichen Kommission sind.

(3) Die Bundeskommission hat im Hinblick auf die ihr 
nach § 1 Abs. 3 und § 10 zugewiesenen Bereiche ei-
ne bundesweite Regelungszuständigkeit.

(4) Die Regionalkommissionen bestehen

	 -	 für die Region Nord aus jeweils sechs 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und der 
Dienstgeber,

	 -	 für die Region Ost aus jeweils zwölf 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und der 
Dienstgeber,
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	 -	 für die Region Nordrhein-Westfalen aus jeweils 
zehn Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 
der Dienstgeber,

	 -	 für die Region Mitte aus jeweils zehn 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und der 
Dienstgeber,

	 -	 für die Region Baden-Württemberg aus jeweils 
sechs Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und 
der Dienstgeber und

	 -	 für die Region Bayern aus jeweils vierzehn 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und der 
Dienstgeber.

(5) Die Regionalkommissionen haben im Hinblick auf 
die ihnen nach § 1 Abs. 3 und § 10 zugewiesenen 
Bereiche eine Regelungszuständigkeit beschränkt 
auf die Einrichtungen ihrer Region und zwar

	 -	 die Regionalkommission Nord für das Gebiet der 
Bistümer Hildesheim und Osnabrück sowie den 
Offizialatsbezirk Oldenburg;

	 -	 die Regionalkommission Ost für das Gebiet der 
(Erz-)Bistümer Berlin, Dresden-Meißen, Erfurt, 
Görlitz, Hamburg und Magdeburg;

	 -	 die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen 
für das Gebiet der (Erz-)Bistümer Aachen, Es-
sen, Köln, Münster (ohne den Offizialatsbezirk 
Oldenburg) und Paderborn;

	 -	 die Regionalkommission Mitte für das Gebiet 
der Bistümer Fulda, Limburg, Mainz, Speyer und 
Trier;

	 -	 die Regionalkommission Baden-Württemberg 
für das Gebiet der (Erz-)Bistümer Freiburg und 
Rottenburg-Stuttgart;

	 -	 die Regionalkommission Bayern für das Gebiet 
der (Erz-)Bistümer Augsburg, Bamberg, Eich-
stätt, München und Freising, Passau, Regensburg 
und Würzburg.

(6) 1Eine Stellvertretung findet nicht statt, jedoch ist ei-
ne Stimmrechtsübertragung möglich. 2Ein Mitglied 
kann zusätzlich nicht mehr als ein übertragenes 
Stimmrecht ausüben. 3Die Übertragung des Stimm-
rechts ist der Geschäftsstelle in Textform nachzuwei-
sen.

(7) Die neu gewählten Regionalkommissionen konstitu-
ieren sich spätestens zwei Monate und die neu ge-
wählte Bundeskommission konstituiert sich spätes-
tens drei Monate nach Beginn der Amtsperiode. 

§ 3 Leitung und Geschäftsführung

(1) 1Der/DiePräsident(in) des Deutschen Caritas ver-
bandes oder in seinem/ihrem Auftrag ein(e) 
Vizepräsident(in) führt in der Bundeskommission 
den Vorsitz und repräsentiert die Arbeitsrechtli-
che Kommission nach außen. 2Der/Die Vorsitzen-
de wirkt auf eine sachgerechte Beratung und Be-
schlussfassung hin. 3Er/Sie hat das Recht zur Teil-
nahme an allen Sitzungen der Arbeitsrechtlichen 
Kommission. 4Das gilt auch für die gemeinsamen 
Sitzungen der Leitungsausschüsse (§ 5a Abs. 6).

(2) Der/Die Vorsitzende der Bundeskommission hat kein 
Stimmrecht und ist zur unparteiischen Amtsführung 
verpflichtet.

(3) 1Die Regionalkommissionen wählen jeweils für ih-
re Kommission eine(n) Vorsitzende(n) und eine(n) 
stellvertretende(n) Vorsitzende(n). 2Der/Die Vorsit-
zende und der/die stellvertretende Vorsitzende wer-
den zu Beginn der Amtszeit mit der Maßgabe ge-
wählt, dass diese Funktionen jeweils von einem/einer 
Vertreter(in) der Mitarbeiterseite und der Dienstge-
berseite wahrgenommen werden und die Funktionen 
nach Ablauf der Hälfte der Amtsperiode wechseln. 
3Können sich die Mitglieder der Regionalkommissi-
onen nicht darüber einigen, wer zuerst den Vorsitz 
übernimmt, entscheidet das Los. 4Die Wahlen erfol-
gen jeweils durch die Mehrheit der Gesamtzahl der 
Mitglieder der Regionalkommissionen in geheimer 
Abstimmung; sie werden von der Geschäftsstelle 
durchgeführt. 5Aufgabe der/des Vorsitzenden ist die 
Leitung der Sitzungen der Regionalkommissionen 
mit Unterstützung der stellvertretenden Vorsitzen-
den. 6Bei der konstituierenden Sitzung und bis zur 
Wahl der/des Vorsitzenden leitet das nach Lebens-
jahren älteste Mitglied die Sitzung. 7Scheidet der/die 
Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende 
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	 vorzeitig aus dem Amt aus, findet für den Rest der 
vorgesehenen Zeit der Amtsführung eine Nachwahl 
statt.

(4) 1Die Arbeitsrechtliche Kommission hat eine Ge-
schäftsstelle; sie kann Regionalstellen einrichten. 
2Diese werden von dem/der Geschäftsführer(in) der 
Arbeitsrechtlichen Kommission geleitet, den/die 
der/die Präsident(in) bestimmt. 3Die Geschäftsstel-
le übernimmt die laufenden Geschäfte der Bundes-
kommission und der Regionalkommissionen im Ein-
vernehmen mit den jeweiligen Vorsitzenden. 4Das 
Nähere regelt eine Geschäftsordnung, die der/die 
Präsident(in) im Einvernehmen mit den Leitungs-
ausschüssen der Mitarbeiterseite und der Dienstge-
berseite erlässt.

(5) 1Das für Personalfragen zuständige Mitglied des Vor-
stands des Deutschen Caritasverbandes hat ein Recht 
zur Teilnahme an den Sitzungen der Bundeskommis-
sion. 2Der Wunsch der Teilnahme ist vorher anzuzei-
gen.

§ 4 Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) – Mit-
       arbeiterseite

(1) 1Für die Mitarbeiterseite in den jeweiligen Regional-
kommissionen werden in jedem in dem Gebiet der 
jeweiligen Regionalkommission liegenden (Erz-)
Bistum sowie im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils 
zwei Mitglieder, in den (Erz-)Bistümern Freiburg 
und Rottenburg-Stuttgart jeweils drei Mitglieder, für 
einen Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) ge-
wählt. 2Wiederwahl ist möglich.

(2) 1Für die Mitarbeiterseite in der Bundeskommission 
wird in jedem (Erz-)Bistum sowie im Offizialats-
bezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied für einen 
Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 
2Wiederwahl ist möglich. 3Das Mitglied der Bundes-
kommission ist zugleich eines der Mitglieder einer 
Regionalkommission nach Absatz 1.

(3) 1Wählbar als Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
nach den Absätzen 1 und 2 ist derjenige/diejenige, 
dessen/deren Dienstverhältnis sich nach den Richt-

linien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen des 
Deutschen Caritasverbandes regelt und der/die nach 
der Mitarbeitervertretungsordnung des jeweiligen 
(Erz-)Bistums das passive Wahlrecht besitzt. 2Nicht 
wählbar ist, wer Mitglied des Vorbereitungsaus-
schusses gemäß § 2 oder eines Wahlvorstandes ge-
mäß § 3 der Wahlordnung für die Vertreter(innen) 
der Mitarbeiter(innen) in der Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist.

(4) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die 
Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) in der Ar-
beitsrechtlichen Kommission, die Bestandteil dieser 
Ordnung ist.

§ 5 Vertreter(innen) der Dienstgeber – Dienstgeber-   
       seite

(1) 1Für die Dienstgeberseite in den jeweiligen Regio-
nalkommissionen wird von den Vertreter(inne)n der 
Rechtsträger in jedem in dem Gebiet der jeweiligen 
Regionalkommission liegenden (Erz-)Bistum sowie 
im Offizialatsbezirk Oldenburg jeweils ein Mitglied, 
in den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rottenburg-
Stuttgart jeweils zwei Mitglieder, für einen Zeitraum 
von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 2Wieder-
wahl ist möglich.

(2) 1Jeder Diözesan-Caritasverband sowie der Landes-
Caritasverband Oldenburg entsendet zusätzlich je-
weils ein weiteres Mitglied der Dienstgeberseite in 
die entsprechende Regionalkommission für einen 
Zeitraum von vier Jahren (Amtsperiode). 2Das ent-
sandte Mitglied koordiniert in Abstimmung mit dem/
der nach Absatz 1 gewählten Vertreter(in) die Inte-
ressen der Dienstgeber im Gebiet des jeweiligen 
Diözesan-Caritasverbandes beziehungsweise des 
Landes-Caritasverbandes Oldenburg. 3Wiederent-
sendung ist möglich.

(3) 1Die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Bundes-
kommission werden durch die Mitglieder der Dienst-
geberseite aller Regionalkommissionen in einer ge-
meinsamen Wahlversammlung für einen Zeitraum 
von vier Jahren (Amtsperiode) gewählt. 2Von den 
28 Mitgliedern der Bundeskommission müssen min-
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destens 14 Vertreter(innen) Mitglied einer Regional-
kommission sein. 3Jede Regionalkommission muss 
mit mindestens zwei Mitgliedern vertreten sein. 
4Wiederwahl ist möglich.

(4)  1Wählbar beziehungsweise entsendbar als Vertreter(in) 
der Dienstgeber ist derjenige/diejenige, der/die Mit-
glied eines Organs eines kirchlich-caritativen Rechts-
trägers ist, das zur gesetzlichen Vertretung berufen 
ist, oder der/die leitende(r) Mitarbeiter(in) eines 
kirchlich-caritativen Rechtsträgers nach der Mitar-
beitervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)Bis-
tums ist. 2Nicht wählbar beziehungsweise entsendbar 
ist, wer Mitglied des Vorbereitungsausschusses nach 
§ 2 oder eines Wahlvorstandes nach § 3 der Wahlord-
nung für die Vertreter(innen) der Dienstgeber in der 
Arbeitsrechtlichen Kommission ist.

(5) Das Nähere regelt die Wahlordnung für die 
Vertreter(innen) der Dienstgeber in der Arbeitsrecht-
lichen Kommission, die Bestandteil dieser Ordnung 
ist.

§ 5a Leitungsausschüsse

(1) Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite besteht 
aus sieben Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen), 
der Leitungsausschuss der Dienstgeberseite aus sie-
ben Vertreter(inne)n der Dienstgeber. 

(2) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeitsrecht-
lichen Kommission wählen für die jeweilige Amts-
periode aus ihrer Mitte sieben Vertreter(innen) als 
Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite. 2Mindestens 
vier Mitglieder des Leitungsausschusses müssen 
Mitglieder der Bundeskommission sein. 

(3) 1Die Mitglieder der Dienstgeberseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission wählen für die jeweilige 
Amtsperiode aus ihrer Mitte sieben Vertreter(innen) 
als Leitungsausschuss der Dienstgeberseite. 2Min-
destens vier Mitglieder des Leitungsausschusses 
müssen Mitglieder der Bundeskommission sein. 

(4) 1Die Wahlen zum Leitungsausschuss erfolgen auf bei-
den Seiten anlässlich ihrer jeweils ersten Mitglieder-

versammlung zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode 
in geheimer Abstimmung. 2Zunächst werden in einer 
ersten Wahl vier Mitglieder aus der Bundeskommis-
sion gewählt. 3Anschließend werden in einer zweiten 
Wahl aus den Mitgliedern der Mitgliederversamm-
lung die übrigen Mitglieder gewählt. 4Gewählt sind 
jeweils die Kandidat(inn)en mit der jeweils höchsten 
Stimmenzahl. 5Bei Stimmengleichheit findet zwi-
schen stimmengleichen Personen eine Stichwahl 
statt. 6Besteht auch danach Stimmengleichheit, ent-
scheidet das Los. 

(5) 1Die Leitungsausschüsse konstituieren sich spätes-
tens zwei Monate nach Beginn der Amtsperiode. 2Bis 
zu den Wahlen führen die Mitglieder des Leitungs-
ausschusses der vorherigen Amtsperiode die laufen-
den Geschäfte weiter, soweit sie erneut Mitglied der 
Arbeitsrechtlichen Kommission sind. 3Sie bereiten 
insbesondere die erste Mitgliederversammlung vor.

(6) 1Die Leitungsausschüsse bereiten gemeinsam die Sit-
zungen der Bundeskommission vor. 2Sie schlagen die 
Tagesordnung vor und erarbeiten Beschlussanträge, 
die zur Entscheidung der Bundeskommission gestellt 
werden. 3Die Leitungsausschüsse geben sich eine 
gemeinsame Geschäftsordnung. 4Die Mitglieder des 
Leitungsausschusses der Mitarbeiter- beziehungs-
weise der Dienstgeberseite, die nicht Mitglieder der 
Bundeskommission sind, können als Gäste an den 
Sitzungen der Bundeskommission teilnehmen.

(7) 1Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite führt die 
laufenden Geschäfte, leitet die Mitarbeiterseite nach 
innen und vertritt sie nach außen auf der Grundlage 
der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 2Er 
organisiert insbesondere die Kommunikation auf der 
Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ist für die Umsetzung des Budgets der Mitarbei-
terseite sowie für die Fachaufsicht über die haupt-
amtlichen Mitarbeiter(innen) der Mitarbeiterseite 
verantwortlich. 

(8) 1Der Leitungsausschuss der Dienstgeberseite führt 
die laufenden Geschäfte, leitet die Dienstgeberseite 
nach innen und vertritt sie nach außen auf der Grund-
lage der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen. 
2Er organisiert insbesondere die Kommunikation auf 
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der Dienstgeberseite der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission und ist für die Umsetzung des Budgets der 
Dienstgeberseite sowie für die Fachaufsicht über die 
hauptamtlichen Mitarbeiter(innen) der Dienstgeber-
seite verantwortlich.

§ 5b Mitgliederversammlungen

(1) 1Auf Bundesebene finden jeweils auf Dienstgeber- 
und auf Mitarbeiterseite Mitgliederversammlungen 
statt. 2Sie setzen sich zusammen aus allen Mitglie-
dern der Bundeskommission und der Regionalkom-
missionen der jeweiligen Seite. 

(2) 1Aufgaben der Mitgliederversammlungen sind die 
Wahl des Leitungsausschusses der jeweiligen Seite 
nach § 5a, Wahlen der Vertreter(innen) ihrer Seite, 
soweit diese oder eine andere Ordnung die Vertretung 
der jeweiligen Seite vorsehen, sowie der Beschluss 
von Grundsätzen des tarifpolitischen Vorgehens. 

(3) Die Mitgliederversammlungen geben sich jeweils ei-
ne Geschäftsordnung.

§ 6 Vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Das Amt eines Mitglieds der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission endet vorzeitig

	 -	 durch Niederlegung des Amtes in schriftlicher 
Form,

	 -	 im Falle grober Vernachlässigung oder grober 
Verletzung der Befugnisse und Pflichten als Mit-
glied der Arbeitsrechtlichen Kommission,

	 -	 bei einem Wegfall der Voraussetzungen für die 
Wählbarkeit beziehungsweise Entsendbarkeit 
nach § 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 4.

(2) 1Über eine grobe Vernachlässigung oder grobe Ver-
letzung der Befugnisse und Pflichten nach Absatz 1 
entscheidet das Kirchliche Arbeitsgericht. 2Voraus-
setzung ist im Hinblick auf ein Mitglied der Bundes-
kommission ein Antrag der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission, im Hinblick auf ein 
Mitglied einer Regionalkommission ein Antrag der 

jeweiligen Regionalkommission.

(3) Über den Wegfall der Voraussetzungen für die Wähl-
barkeit nach § 4 Abs. 3 und § 5 Abs. 4 entscheidet der 
jeweilige Leitungsausschuss für deren Mitglieder.

(4) 1Ist ein Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission 
durch Krankheit oder in sonstiger Weise längerfris-
tig an der Ausübung des Amtes verhindert, kann der/
die Vorsitzende der Arbeitsrechtlichen Kommission 
diese Verhinderung des Mitglieds feststellen. 2Da-
zu ist nach Möglichkeit das Mitglied durch den/
die Vorsitzende(n) anzuhören. 3Für den Zeitraum 
der Verhinderung wird dann ein Ersatzmitglied be-
stimmt. 4Dies erfolgt für Mitglieder der Mitarbeiter-
seite entsprechend § 4 Abs. 5 in Verbindung mit § 
7 Wahlordnung der Mitarbeiterseite, für Mitglieder 
der Dienstgeberseite gemäß § 5 Abs. 6 in Verbindung 
mit § 7 der Wahlordnung der Dienstgeberseite. 5Das 
Ersatzmitglied nimmt ab dem Zeitpunkt seiner Be-
stimmung alle Rechte und Pflichten eines Mitglieds 
der Arbeitsrechtlichen Kommission wahr. 6Dies gilt 
insbesondere im Hinblick auf § 8. 7Teilt das Mitglied 
den Wegfall seiner Verhinderung schriftlich mit, 
stellt der/die Vorsitzende das Ende der Verhinderung 
fest. 8Damit endet die Amtszeit des Ersatzmitglieds. 
9Scheidet das Mitglied endgültig aus, rückt das Er-
satzmitglied an seine Stelle.

§ 7 Interne Beratung beider Seiten

1Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite werden 
jeweils durch eigene, insbesondere im Tarif- und Ar-
beitsrecht kundige und beim Deutschen Caritasverband 
e.V. in einem Beschäftigungsverhältnis stehende Perso-
nen unterstützt, die nicht Mitglied der Arbeitsrechtlichen 
Kommission sind. 2Die Entscheidung über die Einstel-
lung erfolgt im Einvernehmen mit der jeweiligen Seite. 
3Diese Personen können mit Zustimmung der jeweiligen 
Seite beratend an den Sitzungen der Bundeskommission, 
der Regionalkommissionen, der Ausschüsse und der in-
ternen Beratungen teilnehmen.
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§ 8 Rechtsstellung der Mitglieder, Freistellung und
      Kostenersatz

(1) 1Für die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion ist ihre Tätigkeit anlässlich der Wahrnehmung 
von Rechten oder in der Erfüllung von Pflichten nach 
dieser Ordnung Dienst im Rahmen ihres Dienstver-
hältnisses und im Sinne von Unfallfürsorgebestim-
mungen. 2Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen 
Kommission führen ihr Amt im Rahmen der dienst-
lichen Aufgaben.

(2) Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission 
sind in der Ausübung ihres Amtes zu unterstützen 
und dürfen dabei weder behindert noch aufgrund ih-
rer Tätigkeit benachteiligt oder begünstigt werden.

(3) 1Für ihre Tätigkeit sind die Mitglieder der Mitarbei-
terseite der Arbeitsrechtlichen Kommission in not-
wendigem Umfang zur ordnungsgemäßen Durch-
führung ihrer Aufgaben ohne Minderung der Bezüge 
und des Erholungsurlaubs von ihren dienstlichen 
Aufgaben freizustellen. 2Die Freistellung enthält den 
Anspruch auf Reduzierung der dienstlichen Aufga-
ben und erfolgt bis zum Ablauf der jeweiligen Amts-
periode. 3Für die Mitglieder der Dienstgeberseite 
erfolgt grundsätzlich anstelle der Freistellungen je-
weils ein pauschalierter Kostenersatz an den jeweili-
gen Anstellungsträger. 4Über die Höhe der Pauschale 
entscheidet der Caritasrat und teilt dies der Arbeits-
rechtlichen Kommission mit.

(4) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in den Regional-
kommissionen sind auf Antrag zur ordnungsgemä-
ßen Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 30 
v.H. der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit 
eines/einer Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 2Für 
die Mitglieder der Dienstgeberseite in den Regional-
kommissionen beträgt der pauschalierte Kostener-
satz für den Anstellungsträger jeweils bis zu 20 v.H. 
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit ei-
nes/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 10 v.H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/
einer Vollzeitbeschäftigten werden dem Budget der 
Dienstgeberseite zugerechnet.

(5) 1Die Mitglieder der Mitarbeiterseite in der Bundes-
kommission sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 20 v.H. 
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit ei-
nes/einer Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 2Für 
die Mitglieder der Dienstgeberseite in der Bundes-
kommission beträgt der pauschalierte Kostenersatz 
für den Anstellungsträger jeweils bis zu 10 v.H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/
einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 10 v.H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/
einer Vollzeitbeschäftigten werden dem Budget der 
Dienstgeberseite zugerechnet.

(6) Die Mitglieder der Mitarbeiterseite im Leitungs-
ausschuss sind auf Antrag zur ordnungsgemäßen 
Durchführung ihrer Aufgaben jeweils bis zu 25 v.H. 
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit ei-
nes/einer Vollzeitbeschäftigten freizustellen. 2Für 
die Mitglieder der Dienstgeberseite im Leitungs-
ausschuss beträgt der pauschalierte Kostenersatz 
für den Anstellungsträger jeweils bis zu 20 v.H. 
der durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit ei-
nes/einer Vollzeitbeschäftigten. 3Weitere 5 v.H. der 
durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit eines/
einer Vollzeitbeschäftigten werden dem Budget der 
Dienstgeberseite zugerechnet.

(7) 1Die Mitglieder der Kommissionen sind nur an ihr 
Gewissen und die Gesetze gebunden. 2Dies gilt auch 
bei Stimmrechtsübertragungen.

(8) 1Für die Mitglieder der Mitarbeiterseite der Arbeits-
rechtlichen Kommission gelten die Schutzbestim-
mungen, wie sie für Mitglieder der Mitarbeitervertre-
tungen nach der Mitarbeitervertretungsordnung des 
jeweiligen (Erz-)Bistums gelten. 2Dies gilt ebenfalls 
innerhalb eines Jahres nach Beendigung der Amts-
zeit, es sei denn, die Mitgliedschaft ist nach § 6 Abs. 
1 vorzeitig beendet worden. 3Wird gegenüber einem 
Mitglied der Mitarbeiterseite eine betriebsbedingte 
Kündigung ausgesprochen, hat der Dienstgeber zur 
Berücksichtigung der Belange des Dritten Weges 
den Ältestenrat gemäß § 14 anzuhören; dies ist kei-
ne Wirksamkeitsvoraussetzung für die Erklärung der 
Kündigung.
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§ 9 Arbeitsweise

(1) 1Die Bundeskommission, die Regionalkommissionen, 
die Leitungsausschüsse und die Mitgliederversamm-
lungen treten bei Bedarf zusammen. 2Eine Sitzung 
hat außerdem stattzufinden, wenn dies von der Hälfte 
der Mitglieder des jeweiligen Gremiums schriftlich 
und unter Angabe von Gründen verlangt wird.

(2) Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung 
hat für die Sitzungen der Bundes- und der Regional-
kommissionen in der Regel drei Wochen vor dem 
Sitzungstermin zu erfolgen. 

(3) 1Anträge an die jeweiligen Kommissionen können 
nur deren Mitglieder stellen. 2Abweichend hiervon 
werden Anträge nach § 11 von der (Gesamt-)Mitar-
beitervertretung oder dem Dienstgeber oder von bei-
den gestellt.

(4) 1Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission 
und ihrer Ausschüsse sind nicht öffentlich. 2Es kön-
nen Sachverständige hinzugezogen werden.

(5) Die Leitungsausschüsse, die Mitgliederversammlun-
gen und die Bundeskommission sowie die Regional-
kommissionen geben sich jeweils eine Geschäftsord-
nung.

§ 10 Zuständigkeiten der Bundeskommission und der
        Regionalkommissionen 

(1) 1Die Bundeskommission hat eine umfassende Rege-
lungszuständigkeit mit Ausnahme der Bereiche, die 
ausschließlich den Regionalkommissionen zugewie-
sen sind. 2In den ausschließlich den Regionalkom-
missionen zugewiesenen Bereichen bestehen Band-
breiten; sie betragen für die Festlegung der Höhe al-
ler Vergütungsbestandteile von den mittleren Werten 
20 v.H. Differenz nach oben und nach unten, für die 
Festlegung des Umfangs der regelmäßigen Arbeits-
zeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs von den 
mittleren Werten 10 v.H. Differenz nach oben und 
nach unten. 3Die Bundeskommission legt die mittle-
ren Werte fest; sie kann den Umfang der Bandbreiten 
durch Beschluss verändern.

	 4Die Bundeskommission kann die Geltung der mitt-
leren Werte und Bandbreiten zeitlich befristen. 5Nach 
Ablauf des Geltungszeitraums besteht für die Regi-
onalkommissionen keine Möglichkeit, neue Werte 
zur Höhe der Vergütungsbestandteile, zum Umfang 
der regelmäßigen Arbeitszeit und zum Umfang des 
Erholungsurlaubs zu beschließen. 6Es gelten die zu 
diesem Zeitpunkt gültigen Werte der Regionalkom-
mission unverändert fort. 7Beschlüsse nach § 11 sind 
weiterhin zulässig. 8Die Bandbreiten gelten nicht für 
Beschlüsse nach § 11.

(2) 1Die Regionalkommissionen sind ausschließlich 
zuständig für die Festlegung der Höhe aller Vergü-
tungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen 
Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs. 
2Dabei haben sie die von der Bundeskommission 
nach Absatz 1 festgelegten Bandbreiten einzuhalten. 
3Fasst die Bundeskommission nach Aufforderung 
durch den Beschluss einer Regionalkommission 
nicht innerhalb von sechs Monaten einen Beschluss 
zur Festsetzung eines mittleren Wertes und des Um-
fangs einer Bandbreite, kann die Regionalkommis-
sion einen eigenen Beschluss nach Absatz 2 Satz 1 
ohne eine nach Absatz 1 Sätze 2 und 3 festgelegte 
Bandbreite fassen. 4Beschlüsse einer Regionalkom-
mission, die außerhalb der durch die Bundeskom-
mission festgelegten Bandbreite liegen, sind als Be-
schluss der äußersten von der Bundeskommission als 
zulässig festgelegte Bandbreite auszulegen.

(3) 1Die Regionalkommissionen können zudem Rege-
lungen der Beschäftigungssicherung beschließen. 
2Soweit diese Regelungen im Widerspruch zu Re-
gelungen der Bundeskommission stehen, gehen die 
Regelungen der Regionalkommissionen vor.

(4) Die Regionalkommissionen können durch Beschluss 
bei der Bundeskommission beantragen, von einer 
festgelegten Bandbreite abweichen zu dürfen.

(5) 1Die Regionalkommissionen können durch Beschluss 
eigene Regelungszuständigkeiten zeitlich befristet 
an die Bundeskommission übertragen, die Bundes-
kommission kann durch Beschluss eigene Rege-
lungszuständigkeiten zeitlich befristet an eine oder 
mehrere Regionalkommissionen übertragen. 2Erfolgt 
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ein solcher Beschluss, bedarf die Übertragung der 
Zustimmung durch die Kommissionen, die diese Zu-
ständigkeiten erhalten.

(6) 1Die Regionalkommissionen können durch Beschluss 
die Bundeskommission auffordern, in einer der Bun-
deskommission zugeordneten Regelungszuständig-
keit einen Beschluss zu fassen, wenn sie dazu einen 
eigenen Regelungsvorschlag vorlegen. 2Fasst die 
Bundeskommission nicht innerhalb von sechs Mo-
naten einen Beschluss mit dieser oder einer anderen 
Regelung, kann die Regionalkommission anstelle 
der Bundeskommission einen eigenen Beschluss 
fassen. 3Dies gilt auch für den Fall, dass die Bun-
deskommission nach Aufforderung durch Beschluss 
einer Regionalkommission keine mittleren Werte für 
die Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs 
der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs innerhalb von sechs Monaten fest-
legt; dann kann die Regionalkommission die Höhe 
der Vergütungsbestandteile, den Umfang der regel-
mäßigen Arbeitszeit und den Umfang des Erholungs-
urlaubs ohne mittlere Werte verändern. 4Fasst die 
Bundeskommission nach Ablauf von sechs Monaten 
einen Beschluss entsprechend dem Regelungsvor-
schlag der Regionalkommission oder mit einer ande-
ren Regelung, erlischt die Beschlusskompetenz der 
Regionalkommission. 5Soweit die von der Regional-
kommission beschlossenen Regelungen im Wider-
spruch zu späteren Beschlüssen der Bundeskommis-
sion stehen, gehen die Regelungen der Bundeskom-
mission vor. 6Dabei hat die Bundeskommission eine 
Übergangsregelung festzulegen. 7Soweit diese Über-
gangsregelung nicht erfolgt, gelten die Beschlüsse 
der Regionalkommission weiter.

(7) Die Bundeskommission und die Regionalkommissio-
nen haben auch eine Zuständigkeit für spartenspezi-
fische Regelungen.

§ 11 Einrichtungsspezifische Regelungen

(1) 1Jede (Gesamt-)Mitarbeitervertretung oder jeder 
Dienstgeber oder beide gemeinsam können für die 
Gesamtheit der Einrichtungen eines Trägers, für ei-
ne Einrichtung oder für Teile einer Einrichtung einen 

schriftlich zu begründenden Antrag an die zuständi-
ge Regionalkommission stellen, von den durch die 
Regionalkommission festgelegten Regelungen abzu-
weichen. 2Zur Begründung hat der Antragsteller ge-
eignete Unterlagen vorzulegen. 3Bei Anträgen einer 
(Gesamt-)Mitarbeitervertretung reicht eine substan-
tiierte Darstellung aus. 4Die Regionalkommission 
kann von dem Dienstgeber der Einrichtung geeigne-
te Unterlagen anfordern.

(2) Für Anträge, die die Gesamtheit der Einrichtungen 
eines Trägers betreffen, die im Zuständigkeitsbereich 
von mehreren Regionalkommissionen liegen, ist in 
Abweichung von § 2 Abs. 5 die Regionalkommissi-
on zuständig, in der der Träger seinen Sitz hat.

(3) 1Über einen Antrag nach Absatz 1 entscheidet eine 
Unterkommission der Regionalkommission (Absatz 
4) innerhalb von drei Monaten durch Beschluss. 2So-
weit sie Abweichungen zulässt, sind diese zeitlich zu 
befristen. 3Die Frist nach Satz 1 beginnt mit der Fest-
stellung der Vollständigkeit der eingereichten Unter-
lagen durch die Geschäftsstelle.

(4) 1Für Anträge nach Absatz 1 werden Unterkommis-
sionen der Regionalkommission eingerichtet. 2Die 
Unterkommissionen werden aus Mitgliedern der 
Regionalkommission besetzt. 3Sie bestehen aus zwei 
Vertreter(inne)n der Mitarbeiter(innen) und zwei 
Vertreter(inne)n der Dienstgeber. 4Die Regional-
kommission kann eine Erhöhung auf jeweils drei 
Vertreter(innen) jeder Seite beschließen. 5Die Beset-
zung und das Verfahren regelt die Regionalkommis-
sion. 6Ein Mitglied der Unterkommission wird von 
den Mitgliedern dieser Unterkommission zum/zur 
Vorsitzenden, ein anderes Mitglied zum/zur stellver-
tretenden Vorsitzenden bestimmt. 7Die Anstellungs-
träger der Mitglieder der Unterkommission sollen 
nicht in einem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis 
zur antragstellenden Einrichtung stehen. 8Die Mit-
glieder der Unterkommission sollen Gespräche mit 
der betroffenen (Gesamt-) Mitarbeitervertretung und 
dem betroffenen Dienstgeber führen. 9Sie können 
Sachverständige hinzuziehen.
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(5) Fasst die Unterkommission der Regionalkommission 
zu dem Antrag einen einstimmigen Beschluss oder 
einen Beschluss mit der Mehrheit von drei Viertel 
der Mitglieder der Unterkommission oder wird der 
Antrag einstimmig oder mit drei Viertel der Mitglie-
der der Unterkommission abgelehnt, ist ihre Ent-
scheidung abschließend.

(6) 1Erreicht ein Antrag in der Unterkommission der 
Regionalkommission nicht die erforderliche Mehr-
heit, stimmen ihm jedoch die Hälfte der Mitglieder 
der Unterkommission zu, oder entscheidet die Un-
terkommission der Regionalkommission aus Grün-
den, die der Antragsteller nicht zu vertreten hat, 
nicht innerhalb von drei Monaten über den Antrag, 
kann der Antragsteller innerhalb eines Monats ein 
Vermittlungsverfahren nach Absatz 8 einleiten. 2Die 
Anrufung des Vermittlungsausschusses beendet das 
Verfahren vor der Unterkommission.

(7) Für die Tätigkeit der Regionalkommissionen nach 
dieser Bestimmung kann von dem betroffenen 
Dienstgeber eine Beratungsgebühr und/oder eine Be-
schlussgebühr erhoben werden; Grundlage ist eine 
Gebührenordnung, die der Caritasrat des Deutschen 
Caritasverbandes auf Antrag des/der Vorsitzenden 
der Bundeskommission erlässt.

(8) 1Für Vermittlungsverfahren nach Absatz 6 wird der 
Vermittlungsausschuss nach § 16 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 16 Abs. 10 tätig. 2Dieser entscheidet durch 
Spruch mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 3Eine 
Stimmenthaltung ist nicht möglich. 4Der Spruch tritt 
an die Stelle eines Beschlusses der Unterkommission 
der Regionalkommission. 5§ 16 gilt mit Ausnahme 
des Absatzes 2 entsprechend. 6Entscheidet der Ver-
mittlungsausschuss nicht binnen eines Monats, wird 
die Fälligkeit der anzuwendenden Regelungen inso-
weit aufgeschoben, wie eine Abweichung im Ver-
mittlungsverfahren beantragt wird. 7Die Obergrenze 
ist der ursprünglich gestellte Antrag.

(9) Wird im Vermittlungsausschuss die Befangenheit 
eines Mitglieds des Vermittlungsausschusses fest-
gestellt, rückt das Mitglied der jeweiligen Seite aus 
dem erweiterten Vermittlungsausschuss nach.

§ 12 Ausschüsse

(1) 1Die Kommissionen können zur Behandlung be-
stimmter Sachthemen Ausschüsse bilden. 2Diese be-
reiten die Beschlüsse der Kommissionen vor.

(2) Die Mitglieder, die Vorsitzenden und die stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Ausschüsse werden von den 
Kommissionen aus ihrer Mitte gewählt.

(3) 1Die Ausschusssitzungen werden von dem/der Vor-
sitzenden geleitet, in Abwesenheit von dessen/deren 
Stellvertreter(in). 2Die Einberufung der Sitzungen 
und die Führung der laufenden Geschäfte der Aus-
schüsse übernimmt die Geschäftsstelle.

(4) Zu den Ausschusssitzungen können Sachverständige 
hinzugezogen werden.

§ 13 Beschlüsse

(1) Beschlüsse der Kommissionen von Rechtsnormen 
über Inhalt, Abschluss und Beendigung von Dienst-
verhältnissen sowie Beschlüsse der Kommissionen 
nach § 6 Abs. 2 bedürfen, mit Ausnahme von § 15 
Abs. 4, jeweils einer Mehrheit von drei Viertel ihrer 
Mitglieder. 

(2) 1Die sonstigen Beschlüsse der Kommissionen be-
dürfen der Mehrheit ihrer Mitglieder. 2Sonstige Be-
schlüsse sind auch Beschlüsse nach § 10 Abs. 5.

(3) 1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die ei-
ne mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können 
Beschlüsse der Kommissionen durch schriftliche 
Stimmabgabe herbeigeführt werden. 2Sie bedürfen 
der Einstimmigkeit. 3Über die Einleitung des schrift-
lichen Verfahrens entscheidet der/die Vorsitzende der 
jeweiligen Kommission. 4Das Ergebnis der schrift-
lichen Stimmabgabe wird von der Geschäftsstelle 
festgestellt und den jeweiligen Kommissionsmitglie-
dern schriftlich mitgeteilt.

(4) Auf Antrag eines Mitglieds einer Kommission fin-
det eine Beschlussfassung in geheimer Abstimmung 
statt.
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§ 14 Ältestenrat

(1) Erhält ein Antrag nicht die Mehrheit von drei Vier-
tel der Mitglieder der Bundeskommission, stimmen 
jedoch mindestens die Hälfte ihrer Mitglieder dem 
Beschluss zu, kann innerhalb von einem Monat min-
destens die Hälfte der Mitglieder der Bundeskom-
mission durch Antrag den Ältestenrat anrufen, der 
durch die Erarbeitung eines Vermittlungsvorschlages 
auf eine gütliche Einigung hinwirken soll. 

(2) Der Ältestenrat setzt sich zusammen aus dem/der 
Vorsitzenden der Bundeskommission, der/die dem 
Ältestenrat vorsteht, jeweils zwei Mitgliedern der 
Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite, die je-
weils von beiden Seiten der Bundeskommission be-
nannt werden, und dem/der Geschäftsführer(in). 

(3) Die Regionalkommissionen können in ihren Ge-
schäftsordnungen ein entsprechendes Verfahren vor-
sehen. 

§ 15 Vermittlungsverfahren

(1) 1Im Anschluss an ein gescheitertes Verfahren nach 
§ 14 Abs. 1 oder anstelle eines solchen Verfahrens 
kann mindestens die Hälfte der Mitglieder der Bun-
deskommission innerhalb von einem Monat durch 
Antrag den Vermittlungsausschuss zur Vorlage eines 
Vermittlungsvorschlags anrufen. 2Die Mitglieder der 
Bundeskommission, die nicht für den Antrag ge-
stimmt haben, haben die Möglichkeit, gemeinsam 
schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu positionieren, 
Gegenvorstellungen und eigene Forderungen einzu-
bringen, soweit dies nicht bereits geschehen ist.

(2) 1Das Vermittlungsverfahren wird durch den Vermitt-
lungsausschuss mit einem Vermittlungsvorschlag 
oder mit der Feststellung abgeschlossen, keinen 
Vermittlungsvorschlag unterbreiten zu können. 2Ei-
nem Vermittlungsvorschlag muss die Mehrheit der 
stimmberechtigten Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses zustimmen. 3Der Vermittlungsausschuss 
legt den Vermittlungsvorschlag der jeweiligen Kom

	 mission zur Entscheidung vor. 4Wird dem Vermitt-
lungsvorschlag nicht zugestimmt, bleibt es bei der 
bisherigen Rechtslage.

(3) 1Im Anschluss an ein gescheitertes Vermittlungsver-
fahren nach Absatz 1 kann mindestens die Hälfte 
der Mitglieder der Bundeskommission durch An-
trag den erweiterten Vermittlungsausschuss anrufen. 
2Die Mitglieder der Bundeskommission, die nicht für 
den Antrag gestimmt haben, haben die Möglichkeit, 
gemeinsam schriftlich Stellung zu nehmen, sich zu 
positionieren, Gegenvorstellungen und eigene For-
derungen einzubringen, soweit dies nicht bereits ge-
schehen ist. 3Der erweiterte Vermittlungsausschuss 
hat dann durch Spruch zu entscheiden. 4Der Spruch 
hat eine Regelung zu enthalten. 5Der erweiterte Ver-
mittlungsausschuss entscheidet mit der Mehrheit sei-
ner Mitglieder. 6Eine Stimmenthaltung ist nicht mög-
lich. 7Der Spruch tritt an die Stelle eines Beschlusses 
der Bundeskommission.

(4) 1Die Bundeskommission kann innerhalb eines Mo-
nats nach der Verkündung den Spruch des Vermitt-
lungsausschusses mit der Mehrheit ihrer Mitglieder 
durch einen eigenen Beschluss ersetzen. 2Erst nach 
Ablauf dieser Frist ist der Spruch des Vermittlungs-
ausschusses nach § 18 in Kraft zu setzen.

(5) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1 
bis 4 entsprechend.

(6) Unbeschadet der Regelungen in den Absätzen 1 bis 5 
kann der Ortsordinarius im Einzelfall das Vorliegen 
eines unabweisbaren Regelungsbedürfnisses unüber-
prüfbar feststellen und die notwendige Entscheidung 
treffen.

§ 16 Vermittlungsausschuss 

(1) 1Der Vermittlungsausschuss nach § 15 Abs. 1 setzt 
sich zusammen aus je einem/einer Vorsitzenden der 
beiden Seiten, der/die nicht Mitglied der Arbeits-
rechtlichen Kommission ist, je einem Mitglied der 
Mitarbeiterseite und der Dienstgeberseite der Bun-
deskommission sowie je einem Mitglied der Mitar-
beiterseite und Dienstgeberseite, das nicht Mitglied 
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der Arbeitsrechtlichen Kommission ist. 2Der/Die 
Vorsitzende der beiden Seiten haben jeweils eine(n) 
Stellvertreter(in), der/die bei Verhinderung der/des 
Vorsitzenden tätig wird.

(2) Der erweiterte Vermittlungsausschuss nach § 15 Abs. 
3 setzt sich zusammen aus den Mitgliedern des Ver-
mittlungsausschusses gemäß Absatz 1 und aus je 
einem weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und 
der Dienstgeberseite der Bundeskommission sowie 
je einem weiteren Mitglied der Mitarbeiterseite und 
der Dienstgeberseite, das nicht Mitglied der Arbeits-
rechtlichen Kommission ist.

(3) 1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungs-
ausschusses erfolgen durch die beiden Vorsitzenden. 
2Für jedes Vermittlungsverfahren nach § 15 Abs. 1 
und nach § 15 Abs. 3 wird jeweils zu Beginn des Ver-
fahrens einvernehmlich von den Mitgliedern festge-
legt, welche(r) der beiden Vorsitzenden die Sitzung 
nach pflichtgemäßem Ermessen leitet und welche(r) 
unterstützend teilnimmt. 3Kommt keine solche ein-
vernehmliche Festlegung zustande, entscheidet das 
Los. 4Der/Die leitende Vorsitzende kann Sachver-
ständige hinzuziehen.

(4) 1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermitt-
lungsausschuss oder dem erweiterten Vermittlungs-
ausschuss einen gemeinsamen Vorschlag. 2Bei der 
Abstimmung über diesen Vorschlag haben die beiden 
Vorsitzenden eine einzige gemeinsame Stimme.

(5) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses und 
des erweiterten Vermittlungsausschusses werden 
zu Beginn der jeweiligen Amtsperiode der Arbeits-
rechtlichen Kommission gewählt. 2Die beiden Vor-
sitzenden des Vermittlungsausschusses und ihre 
Stellvertreter(innen) werden gemeinsam von den 
Mitgliedern der Bundeskommission mit der Mehr-
heit ihrer Mitglieder gewählt. 3Die übrigen Mitglie-
der des Vermittlungsausschusses werden jeweils 
von den Mitgliedern der Bundeskommission mit der 
Mehrheit ihrer Mitglieder gewählt. 4Die Wahlen er-
folgen durch geheime Abstimmung; sie werden von 
der Geschäftsstelle vorbereitet und durchgeführt.

(6) 1Die Amtszeit der Mitglieder des Vermittlungsaus-
schusses beträgt vier Jahre (Amtsperiode). Wieder 
wahl ist zulässig. 2Die Amtszeit eines Mitglieds en-
det vorzeitig, wenn es von seinem Amt im Vermitt-
lungsausschuss zurücktritt oder wenn es als Mitglied 
der Bundeskommission vorzeitig aus der Bundes-
kommission ausscheidet. 3Dann findet für den Rest 
der Amtszeit eine erneute Wahl statt.

(7) 1Eine Sitzung findet nur in Anwesenheit der beiden 
Vorsitzenden oder ihrer Stellvertreter(innen) statt. 
2Eine Stimmrechtsübertragung ist für Mitglieder des 
Vermittlungsausschusses, die nicht Vorsitzende(r) 
oder Stellvertreter(in) sind, möglich. 3Ein Mitglied 
des Vermittlungsausschusses kann zusätzlich nicht 
mehr als ein übertragenes Stimmrecht ausüben. 4Die 
Übertragung des Stimmrechts ist der Geschäftsstelle 
in Textform nachzuweisen.

(8) 1Die Mitglieder des Vermittlungsausschusses sind nur 
an ihr Gewissen und die Gesetze gebunden. 2Dies 
gilt auch bei Stimmrechtsübertragungen.

(9) Die Vorsitzenden und die Mitglieder des Vermitt-
lungsausschusses, die nicht Mitglieder der Arbeits-
rechtlichen Kommission sind, erhalten eine ange-
messene Aufwandsentschädigung, deren Höhe der/
die Vorsitzende der Bundeskommission festlegt.

(10) Für die Regionalkommissionen gelten die Absätze 1
        bis 9 entsprechend.

§ 17 Ergänzende Vermittlungsverfahren

Die Kommissionen können ergänzende Vermittlungsver-
fahren in ihren Geschäftsordnungen festlegen oder für 
den Einzelfall beschließen.

§ 18 Inkrafttreten der Beschlüsse 

(1) 1Die Beschlüsse der jeweiligen Kommission sind 
durch die Geschäftsstelle dem/der jeweiligen Vorsit-
zenden zuzuleiten und von ihm/ihr zu unterzeichnen. 
2Anschließend sind die Beschlüsse nach Maßgabe 
der Richtlinien für die Inkraftsetzung der Beschlüsse 
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der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes in ihrer jeweils geltenden Fassung 
in der Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise 
der jeweiligen Region in Kraft zu setzen.

(2) 1Die Beschlüsse der Bundeskommission sollen in 
der Verbandszeitschrift „neue caritas“ veröffentlicht 
werden. 2Die Beschlüsse der Regionalkommissionen 
sollen in geeigneten diözesanen Medien veröffent-
licht werden. 3Dies gilt nicht für Beschlüsse, die nach 
§ 11 gefasst werden.

§ 19 Kosten 

(1) 1Die Kosten der Sitzungen der Arbeitsrechtlichen 
Kommission sowie die Reisekosten (Kosten für 
Fahrt, Unterkunft und Verpflegung) der Mitglieder 
der Arbeitsrechtlichen Kommission zu den Kom-
missions- und Ausschusssitzungen werden vom 
Deutschen Caritasverband im Rahmen einer Umlage 
der Diözesan-Caritasverbände und des Landes-Cari-
tasverbandes Oldenburg getragen. 2Gleiches gilt für 
die durch eine Freistellung für eine(n) Vertreter(in) 
der Mitarbeiter(innen) der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission dem jeweiligen Dienstgeber entstehenden 
Personalkosten und für die durch eine Erstattung für 
eine(n) Vertreter(in) der Dienstgeber der Arbeits-
rechtlichen Kommission entstehenden pauschalier-
ten Kosten. 3Dazu gehören auch die einem/einer 
Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) als Mitglied der 
Arbeitsrechtlichen Kommission entstehenden Sach-
kosten.

(2) Die für die Durchführung eines Verfahrens vor den 
kirchlichen Arbeitsgerichten notwendigen Auslagen 
der Verfahrensbeteiligten trägt ebenfalls der Deut-
sche Caritasverband im Rahmen einer Umlage der 
Diözesan-Caritasverbände und des Landes-Caritas-
verbandes Oldenburg.

(3) Die in jedem Diözesan-Caritasverband und im Lan-
des-Caritasverband Oldenburg anfallenden Aufwen-
dungen für die Umlage zu den Kosten der Arbeits-
rechtlichen Kommission werden von jedem Verband 

	 in einem geeigneten Verfahren auf die Rechtsträger 
der Einrichtungen des jeweiligen Verbandsbereichs 
umgelegt.

§ 19a Budgetausschuss

1Es wird ein Budgetausschuss gebildet. 2Ihm gehören 
mindestens zur Hälfte Mitglieder der Arbeitsrechtli-
chen Kommission an. 3Der Budgetausschuss bewertet 
die tatsächliche Verwendung der Finanzmittel und er-
arbeitet Empfehlungen an den Vorstand des Deutschen 
Caritasverbandes über die Höhe des Budgets, das die 
Delegiertenversammlung auf Empfehlung des Vorstan-
des festlegt. 4Das Nähere regelt eine vom Vorstand des 
Deutschen Caritasverbandes erlassene Ordnung.

§ 20 Schlussbestimmungen 

1Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 2Die 
Wahlordnungen der Mitarbeiterseite und der Dienstge-
berseite treten zum 1. März 2012 in Kraft.

3Bis zum 31. Dezember 2012 gilt die Ordnung der Ar-
beitsrechtlichen Kommission in der Fassung vom 24. 
März 2010.

Würzburg, den 19. Oktober 2011
Delegiertenversammlung

Wahlordnung
 der Mitarbeiterseite gemäß § 4 Absatz 4 der 
Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission 

des Deutschen Caritasverbandes e.V. 

§ 1 Gegenstand

Diese Wahlordnung regelt gemäß § 4 Abs. 4 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes die Wahl der Vertreter(innen) der 
Mitarbeiter(innen) in den Regionalkommissionen und in 
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der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion.

§ 2 Vorbereitungsausschuss

(1) 1Die Wahl der Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) 
in den Regionalkommissionen und in der Bundes-
kommission leitet ein Vorbereitungsausschuss (Aus-
schuss), der aus drei Mitgliedern besteht. 2Er wird 
von den Mitgliedern der Mitarbeiterseite in der Bun-
deskommission gewählt. 3Die Mitglieder des Aus-
schusses müssen die Voraussetzungen des § 4 Abs. 
3 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
erfüllen. 4Sie dürfen weder für die Arbeitsrechtliche 
Kommission kandidieren noch einer Wahlversamm-
lung oder einem Wahlvorstand angehören. 5Auf die 
Mitglieder des Ausschusses findet § 8 Abs. 8 der 
Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission bis 
einschließlich sechs Monate nach Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses entsprechende Anwendung.

(2) Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens acht 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wählen.

(3) 1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen nach 
seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung zusammen. 
2Er erlässt einen Wahlaufruf, der in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen 
Medien veröffentlicht wird, und setzt den Zeitpunkt 
fest, bis zu dem die Wahlhandlungen in den einzel-
nen (Erz-)Bistümern und im Offizialatsbezirk Ol-
denburg durchgeführt sein müssen. 3Er fordert die 
Mitarbeitervertretung eines jeden Diözesan-Cari-
tasverbandes und des Landes-Caritasverbandes Ol-
denburg oder die diözesane Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen, soweit deren Zuständigkeit 
im jeweiligen Bistum durch bischöfliche Regelung 
festgelegt ist, auf, unverzüglich einen Wahlvorstand 
zu bilden. 4Besteht zu diesem Zeitpunkt keine Mitar-
beitervertretung, so ist unverzüglich eine Mitarbei-
terversammlung einzuberufen, die den Wahlvorstand 
bildet.

(4) Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und andere 
Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvorstände bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

§ 3 Wahlvorstand

(1) 1Die Mitarbeitervertretung eines jeden Diözesan-Ca-
ritasverbandes und des Landes-Caritasverbandes Ol-
denburg oder die diözesane Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen, soweit deren Zuständigkeit 
im jeweiligen Bistum durch bischöfliche Regelung 
festgelegt ist, bildet für ihren Bereich einen Wahl-
vorstand, der jeweils aus drei Mitgliedern besteht 
und der sich bis spätestens sechs Monate vor Ablauf 
der Amtsperiode konstituieren muss. 2Die Mitglieder 
müssen die Voraussetzungen des § 4 Abs. 3 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission erfüllen. 
3Sie dürfen weder für die Arbeitsrechtliche Kommis-
sion kandidieren noch dem Vorbereitungsausschuss 
angehören. 4Auf die Mitglieder des Wahlvorstandes 
findet § 8 Abs. 8 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission bis einschließlich sechs Monate nach 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses entsprechende 
Anwendung.

(2) 1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Mitarbeiter-
vertretungen in Einrichtungen, die auf dem Gebiet 
des (Erz-) Bistums liegen und die in den Geltungsbe-
reich der Richtlinien für Arbeitsverträge in den Ein-
richtungen des Deutschen Caritasverbandes fallen (§ 
2 Abs. 1 AT AVR). 2Dazu gehören auch die Mitarbei-
tervertretungen von Kirchengemeinden/-stiftungen, 
wenn in ihren Bereich eine Tageseinrichtung für 
Kinder fällt, deren Mitarbeiter(innen) unter den Gel-
tungsbereich der Richtlinien fallen. 3Nur die in der 
Liste aufgeführten Mitarbeitervertretungen nehmen 
an der Wahl teil.

(3) 1Der Wahlvorstand soll an diese Mitarbeitervertretun-
gen spätestens sechs Wochen nach seiner Konstituie-
rung Wahlbenachrichtigungen versenden. 2Mitarbei-
tervertretungen, die keine Wahlbenachrichtigung bis 
spätestens vier Monate vor Ablauf der Amtsperiode 
erhalten haben, können gegen die Nichteintragung in 
der Aufstellung innerhalb einer Ausschlussfrist von 
zwei Wochen Einspruch einlegen. 3Der Wahlvor-
stand entscheidet über den Einspruch.

(4) Der Wahlvorstand fordert die Mitarbeitervertretun-
gen auf, innerhalb einer festgelegten Frist schriftli-
che Wahlvorschläge jeweils für die Wahl des Ver-
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treters/der Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der 
jeweiligen Regionalkommission und für die Wahl 
des Vertreters/der Vertreterin der Mitarbeiter(innen) 
in der Bundeskommission abzugeben.

(5) Der Wahlvorschlag für den jeweiligen Wahldurch-
gang muss enthalten: 

	  a) den Namen des Kandidaten/der Kandidatin; 
	 b) den Namen der Einrichtung; 
	 c) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 

dass er/sie der Benennung zustimmt; 
	 d) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 

dass er/sie das passive Wahlrecht gemäß der Mit-
arbeitervertretungsordnung des jeweiligen (Erz-)
Bistums besitzt; 

	 e) die Unterschrift des/der Vorsitzenden oder eines 
Mitglieds der Mitarbeitervertretung.

(6) Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Eingang 
eines Wahlvorschlages gegenüber dem/der Vorge-
schlagenen und dem/der Vorschlagenden.

(7) 1Der Wahlvorstand prüft, ob die Voraussetzungen für 
eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist das nicht der Fall, 
weist er den Wahlvorschlag zurück.

(8) 1Der Wahlvorstand erstellt anhand der eingegan-
genen Wahlvorschläge Kandidat(inn)enlisten für 
die jeweilige Wahl. 2Sie enthält die Namen der 
Wahlbewerber(innen) in alphabetischer Reihenfolge 
und die Namen der Einrichtungen.

§ 4 Durchführung der Wahlen 

(1) 1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahlver-
sammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 dieser 
Wahlordnung wahlberechtigten Mitarbeitervertre-
tungen auffordert, jeweils eine(n) Vertreter(in) zur di-
özesanen Wahlversammlung zu entsenden. 2Die diö-
zesane Wahlversammlung wählt die Vertreter(innen) 
in der jeweiligen Regionalkommission sowie den/
die Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) in der Bun-
deskommission und tritt spätestens zwei Monate vor 
dem Ende der Amtsperiode zusammen. 3Der Wahl-
vorstand leitet die Wahlversammlung. 4Die Einla-

dung und die Kandidat(inn)enlisten müssen mindes-
tens zwei Wochen vorher abgesandt werden.

(2) Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über den Ter-
min der Wahlversammlung und die Kandidat(inn)
enlisten mindestens zwei Wochen vorher an die 
Kandidat(inn)en absenden.

(3)   1Für die Wahl der Vertreter(innen) der Mitarbeiter(innen) 
in der jeweiligen Regionalkommission jedes (Erz-)
Bistums sowie im Offizialatsbezirk Oldenburg 
und für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der 
Mitarbeiter(innen) in der Bundeskommission erstellt 
der Wahlvorstand anhand der Kandidat(inn)enlisten 
jeweils die Stimmzettel, die die Namen in alphabe-
tischer Reihenfolge enthalten. 2Die Listen sind ge-
trennt zu erstellen für eine Wahl des Vertreters/der 
Vertreterin der Mitarbeiter(innen) in der Bundes-
kommission, der/die gleichzeitig als Vertreter(in) 
der Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Regional-
kommission gewählt wird, und für eine Wahl eines 
weiteren Vertreters/einer weiteren Vertreterin der 
Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen Regionalkom-
mission, in den (Erz-)Bistümern Freiburg und Rot-
tenburg-Stuttgart der zwei weiteren Vertreter(innen).

(4) Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen. 

(5) 1Es finden geheime Wahlen statt. Bemerkungen und 
Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder das An-
kreuzen von mehreren Namen machen diesen un-
gültig. 2Abweichend zu Satz 2 dürfen bei der Wahl 
für die Mitglieder der Regionalkommission aus den 
(Erz-) Bistümern Freiburg und Rottenburg-Stuttgart 
bis zu zwei Kandidaten angekreuzt werden. 3Der 
Wahlvorstand nimmt die Auszählung vor und gibt 
die Wahlergebnisse bekannt. 

(6) 1Gewählt als der/die Vertreter(in) der Mitarbeiter 
(innen) in der Bundeskommission ist der/
die Kandidat(in), der/die die meisten Stimmen 
erhalten hat. 2Er/sie ist gleichzeitig als Vertreter(in) 
der Mitarbeiter(innen) in der jeweiligen 
Regionalkommission gewählt. 3Gewählt als der/
die Vertreter(in) ausschließlich in der jeweiligen 
Regionalkommission ist der/die Kandidat(in), der/
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die die meisten Stimmen erhalten hat; abweichend 
davon sind in den (Erz-)Bistümern Freiburg und 
Rottenburg-Stuttgart die zwei Kandidat(inn)en 
gewählt, die die meisten Stimmen erhalten haben. 

(7) 1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 
2Besteht auch danach Stimmengleichheit, entschei-
det das Los.

§ 5 Ergebnis der Wahlen

1Der Wahlvorstand teilt die Ergebnisse der Wahlen in 
dem (Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Oldenburg 
unverzüglich dem Vorbereitungsausschuss mit und soll 
für die Veröffentlichung im kirchlichen Amtsblatt des 
(Erz-)Bistums Sorge tragen. 2Der Ausschuss gibt das Er-
gebnis der gesamten Wahlen durch Veröffentlichung in 
der Verbandszeitschrift „neue caritas“ und geeigneten di-
özesanen Medien bekannt.

§ 6 Anfechtung der Wahlen

(1) Eine Anfechtung einer Wahl kann innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe des gesamten Wahler-
gebnisses in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ 
und geeigneten diözesanen Medien von den Wahl-
berechtigten und Wahlbewerber(inne)n für ihren Be-
reich bei dem zuständigen Wahlvorstand schriftlich 
geltend gemacht werden.

(2) 1Der Wahlvorstand informiert den/die Betroffene(n) 
über die Anfechtung. 2Ist eine Anfechtung begründet 
und wird dadurch das Wahlergebnis beeinflusst, so 
wird die betroffene Wahl für ungültig erklärt und un-
verzüglich wiederholt.

(3) 1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/die Be-
troffene im Amt. 2Eine für ungültig erklärte Wahl 
lässt die Wirksamkeit der zwischenzeitlich durch die 
Regionalkommissionen und durch die der Bundes-
kommission getroffenen Entscheidungen unberührt.

§ 7 Ausscheiden eines Vertreters/einer Vertreterin

(1)1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der 
Mitarbeiter(innen) als Mitglied einer Regionalkom-
mission aus, so bestimmt die Mitarbeiterseite in der 
jeweiligen Regionalkommission für den Rest der 
Amtsperiode ein neues Mitglied auf Vorschlag der 
jeweiligen diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mit-
arbeitervertretungen. 2Ist in einem (Erz-)Bistum eine 
diözesane Arbeitsgemeinschaft nicht gebildet, tritt 
an ihre Stelle die Mitarbeitervertretung beim Diöze-
san-Caritasverband. 

(2) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) 
als Mitglied der Bundeskommission aus, so be-
stimmt die Mitarbeiterseite in der Bundeskommissi-
on für den Rest der Amtsperiode ein neues Mitglied 
auf Vorschlag der jeweiligen diözesanen Arbeitsge-
meinschaft der Mitarbeitervertretungen. 2War der/die 
ausgeschiedene Vertreter(in) Mitglied des Leitungs-
ausschusses, so kann das neu zu bestellende Mitglied 
im Leitungsausschuss ein anderes sein als das neu in 
die Bundeskommission berufene Mitglied.

§ 8 Kosten der Wahl 

1Die durch den Vorbereitungsausschuss verursachten 
Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 2Die Kosten 
eines Wahlvorstandes übernimmt der jeweilige Diö-
Diözesan-Caritasverband und der Landes-Caritasver-
band Oldenburg. 3Die Reisekosten der Mitglieder der 
Wahlversammlung und der Kandidat(inn)en werden 
von der Einrichtung getragen, in der der/die betreffende 
Mitarbeiter(in) tätig ist.
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Wahlordnung 
der Dienstgeberseite gemäß § 5 Absatz 5 der 

Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des Deutschen Caritasverbandes e.V. 

§ 1 Gegenstand

Diese Wahlordnung regelt gemäß § 5 Abs. 5 der Ord-
nung der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes die Wahl und die Entsendung der 
Vertreter(innen) der Dienstgeber in den Regionalkom-
missionen und in der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission.

§ 2 Vorbereitungsausschuss

(1) 1Die Wahl der Vertreter(innen) der Dienstgeber in den 
Regionalkommissionen leitet ein Vorbereitungsaus-
schuss (Ausschuss), der aus drei Mitgliedern besteht. 
2Er wird von den Mitgliedern der Dienstgeberseite in 
der Bundeskommission gewählt. 3Die Mitglieder des 
Ausschusses dürfen weder für die Arbeitsrechtliche 
Kommission kandidieren noch einer Wahlversamm-
lung oder einem Wahlvorstand angehören.

(2) Die Mitglieder des Ausschusses sind spätestens acht 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode zu wählen.

(3) 1Der Ausschuss tritt innerhalb von vier Wochen nach 
seiner Wahl zur konstituierenden Sitzung zusammen. 
2Er erlässt einen Wahlaufruf, der in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesa-
nen Medien veröffentlicht wird, und setzt den Zeit-
punkt fest, bis zu dem die Wahlhandlungen in den 
einzelnen (Erz-)Bistümern und im Offizialatsbezirk 
Oldenburg durchgeführt sein müssen. 3Er fordert 
die jeweiligen Diözesan-Caritasverbände und den 
Landes-Caritasverband Oldenburg auf, unverzüglich 
einen Wahlvorstand zu bilden.

(4) Der Ausschuss soll Hinweise zur Wahl und andere 
Hilfsmittel erarbeiten und die Wahlvorstände bei der 
Durchführung ihrer Aufgaben unterstützen.

§ 3 Wahlvorstand

(1) 1Jeder Diözesan-Caritasverband und der Landes-
Caritasverband Oldenburg bildet für seinen Bereich 
einen Wahlvorstand, der jeweils aus drei Mitgliedern 
besteht und der sich bis spätestens sechs Monate vor 
Ablauf der Amtsperiode konstituieren muss. 2Die 
Mitglieder dürfen weder für die Arbeitsrechtliche 
Kommission kandidieren noch einer Wahlversamm-
lung oder dem Vorbereitungsausschuss angehören.

(2) 1Der Wahlvorstand erstellt eine Liste der Rechtsträ-
ger, die mit ihrer/ihren Einrichtung(en) Mitglied im 
jeweiligen Diözesan-Caritasverband und im Landes-
Caritasverband Oldenburg sind und die in den Gel-
tungsbereich der Richtlinien für Arbeitsverträge in 
den Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes 
fallen (§ 2 Abs. 1 AT AVR). 2Nur die in der Liste auf-
geführten Rechtsträger nehmen an der Wahl teil.

(3) 1Der Wahlvorstand soll an diese Rechtsträger spä-
testens sechs Wochen nach seiner Konstituierung 
Wahlbenachrichtigungen versenden. 2Rechtsträger, 
die keine Wahlbenachrichtigung bis spätestens vier 
Monate vor Ablauf der Amtsperiode erhalten haben, 
können gegen die Nichteintragung in der Aufstellung 
innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Wochen 
Einspruch einlegen. 3Der Wahlvorstand entscheidet 
über den Einspruch.

(4) Der Wahlvorstand fordert die Rechtsträger auf, in-
nerhalb einer festgelegten Frist schriftliche Wahl-
vorschläge jeweils für die Wahl des Vertreters/der 
Vertreterin der Dienstgeber in der jeweiligen Regio-
nalkommission abzugeben.

(5) Der Wahlvorschlag muss enthalten:

	 a) den Namen des Kandidaten/der Kandidatin;
	 b) den Namen des Rechtsträgers und die ausgeübte 

Tätigkeit;
	 c) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 

dass er/sie der Benennung zustimmt; 
	 d) die Erklärung des Kandidaten/der Kandidatin, 

dass er/sie Mitglied eines Organs eines kirch-
lich-caritativen Rechtsträgers ist, das zur gesetz-
lichen Vertretung berufen ist, oder leitende(r) 
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Mitarbeiter(in) eines kirchlich-caritativen 
Rechtsträgers nach der Mitarbeitervertretungs-
ordnung des jeweiligen (Erz-) Bistums ist;

	 e) die Unterschrift der gesetzlichen Vertretung des 
Rechtsträgers.

(6) Der Wahlvorstand bestätigt schriftlich den Eingang 
eines Wahlvorschlages gegenüber dem/der Vorge-
schlagenen und dem/der Vorschlagenden.

(7) 1Der Wahlvorstand prüft, ob die Voraussetzungen für 
eine Kandidatur gegeben sind. 2Ist das nicht der Fall, 
weist er den Wahlvorschlag zurück.

(8) 1Der Wahlvorstand erstellt anhand der eingegan-
genen Wahlvorschläge eine Kandidat(inn)en-
liste für die Wahl. 2Sie enthält die Namen der 
Wahlbewerber(innen) in alphabetischer Reihenfolge, 
die Namen der Träger und die ausgeübten Tätigkei-
ten.

§ 4 Durchführung der Wahl

(1) 1Der Wahlvorstand beruft die diözesane Wahlver-
sammlung ein, indem er die nach § 3 Abs. 2 dieser 
Wahlordnung wahlberechtigten Rechtsträger auf-
fordert, jeweils eine(n) Vertreter(in) zur diözesanen 
Wahlversammlung zu entsenden. 2Die diözesane 
Wahlversammlung wählt den/die Vertreter(in) der 
Dienstgeber in der jeweiligen Regionalkommissi-
on und tritt spätestens zwei Monate vor dem Ende 
der Amtsperiode zusammen. 3Der Wahlvorstand lei-
tet die Wahlversammlung. 4Die Einladung und die 
Kandidat(inn)enliste müssen mindestens zwei Wo-
chen vorher abgesandt werden.

(2) Der Wahlvorstand muss die Mitteilung über den Ter-
min der Wahlversammlung und die Kandidat(inn)
enliste mindestens zwei Wochen vorher an die 
Kandidat(inn)en absenden.

(3) Für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der Dienst-
geber in der jeweiligen Regionalkommission erstellt 
der Wahlvorstand anhand der Kandidat(inn)enliste 
jeweils die Stimmzettel, die die Namen in alphabeti-
scher Reihenfolge enthalten. 

(4) Jede(r) Kandidat(in) hat das Recht, sich in der Wahl-
versammlung vor der Wahl vorzustellen. 

(5) 1Es findet eine geheime Wahl statt. 2Bemerkungen 
und Hinzufügungen auf dem Stimmzettel oder das 
Ankreuzen von mehreren Namen machen diesen un-
gültig. 3Der Wahlvorstand nimmt die Auszählung vor 
und gibt das Wahlergebnis bekannt. 

(6) Gewählt als Vertreter(in) der Dienstgeber in der jewei-
ligen Regionalkommission ist der/ die Kandidat(in), 
der/die die meisten Stimmen erhalten hat, abwei-
chend davon sind in den (Erz-) Bistümern Freiburg 
und Rottenburg-Stuttgart die zwei Kandidat(inn)en 
gewählt, die die meisten Stimmen erhalten haben.

(7) 1Die Vertreter(innen) der Dienstgeberseite in der 
Bundeskommission werden durch die Mitglieder der 
Dienstgeberseite in den Regionalkommissionen ge-
wählt. 2Zu diesem Zweck findet nach der Wahl der 
Mitglieder der Regionalkommissionen eine gemein-
same Wahlversammlung aller Mitglieder der Dienst-
geber aus allen Regionalkommissionen statt. 3Von 
den 28 Mitgliedern der Bundeskommission müssen 
14 Vertreter(innen) Mitglied einer Regionalkom-
mission sein; jede Regionalkommission muss dabei 
mit mindesten zwei Mitgliedern vertreten sein. 4Die 
verbleibenden 14 Mitglieder können die Gliederun-
gen und Fachverbände, die Orden und Träger stellen. 
5Die Wahlen erfolgen in geheimer Abstimmung; sie 
werden von der Geschäftsstelle durchgeführt.

(8) 1Bei Stimmengleichheit findet zwischen den stim-
mengleichen Kandidat(inn)en eine Stichwahl statt. 
2Besteht auch danach Stimmengleichheit, entschei-
det das Los.

§ 5 Ergebnis der Wahl

1Der Wahlvorstand teilt das Ergebnis der Wahl in dem 
(Erz-)Bistum und im Offizialatsbezirk Oldenburg unver-
züglich dem Vorbereitungsausschuss mit und soll für die 
Veröffentlichung im kirchlichen Amtsblatt des (Erz-)Bis-
tums Sorge tragen. 2Der Ausschuss gibt das Ergebnis der 
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gesamten Wahl durch Veröffentlichung in der Verbands-
zeitschrift „neue caritas“ und geeigneten diözesanen Me-
dien bekannt.

§ 6 Anfechtung der Wahl

(1) Eine Anfechtung der Wahl kann innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe des gesamten Wahler-
gebnisses in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ 
und geeigneten diözesanen Medien von den Wahl-
berechtigten und Wahlbewerber(inne)n für ihren Be-
reich bei dem zuständigen Wahlvorstand schriftlich 
geltend gemacht werden.

(2) 1Der Wahlvorstand informiert den/die Betroffene(n) 
über die Anfechtung. 2Ist eine Anfechtung begründet 
und wird dadurch das Wahlergebnis beeinflusst, so 
wird die Wahl für ungültig erklärt und unverzüglich 
wiederholt.

(3) 1Bis zur endgültigen Entscheidung bleibt der/die Be-
troffene im Amt. 2Eine für ungültig erklärte Wahl 
lässt die Wirksamkeit der zwischenzeitlich durch die 
Regionalkommissionen und durch die Bundeskom-
mission getroffenen Entscheidungen unberührt.

§ 7 Ausscheiden eines Vertreters/einer Vertreterin

(1) 1Scheidet ein(e) gewählte(r) Vertreter(in) der Dienst-
geber als Mitglied einer Regionalkommission aus, 
so bestimmt die Dienstgeberseite in der jeweiligen 
Regionalkommission für den Rest der Amtsperiode 
ein neues Mitglied. 2Scheidet ein(e) nach § 5 Abs. 
2 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
entsandte(r) Vertreter(in) als Mitglied einer Regio-
nalkommission aus, dann benennt das entsendende 
Gremium ein neues Mitglied. 

(2) 1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Dienstgeber als Mit-
glied der Bundeskommission aus, so bestimmt die 
Dienstgeberseite in der Bundeskommission für den 
Rest der Amtsperiode ein neues Mitglied. 2War der/
die ausgeschiedene Vertreter(in) Mitglied des Lei-
tungsausschusses der Bundeskommission, so kann 
das neu zu bestellende Mitglied im Leitungsaus-

schuss ein anderes sein als das neu in die Bundes-
kommission berufene Mitglied.

§ 8 Kosten der Wahl 

1Die durch den Vorbereitungsausschuss verursachten 
Kosten trägt der Deutsche Caritasverband. 2Die Kosten 
eines Wahlvorstandes übernimmt der jeweilige Diöze-
san-Caritasverband und der Landes-Caritasverband Ol-
denburg. 3Die Reisekosten der Mitglieder der Wahlver-
sammlung und der Kandidat(inn)en werden von dem 
Rechtsträger getragen.

§ 9 Bestellung der Vertreter(innen) durch die
Diözesan-Caritasverbände

1Die nach § 5 Abs. 2 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen 
Kommission entsandten Vertreter(innen) einer Regional-
kommission werden von dem jeweils nach der Satzung 
des Diözesan-Caritasverbandes und des Landes-Caritas-
verbandes Oldenburg zuständigen Organ entsandt. 2Fehlt 
eine Zuweisung dieser Aufgabe in der Satzung, ist der 
Vorstand des Diözesan-Caritasverbandes und des Lan-
des-Caritasverbandes Oldenburg zuständig. 3Die Bestel-
lung erfolgt im zeitlichen Zusammenhang mit der Wahl 
nach dieser Wahlordnung.

Die geänderte Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission des Deutschen Caritasverbandes sowie die 
Wahlordnung setze ich für das Bistum Hildesheim in 
Kraft.

Hildesheim, den 19.04.2012

L.S.

† Norbert Trelle
Bischof von Hildesheim
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Verwendung der Musterfriedhofsordnung

Aus gegebenem Anlass weisen wir nochmals darauf hin, 
dass für eine Genehmigung einer vom Kirchenvorstand 
beschlossenen Friedhofsordnung bzw. Friedhofsgebüh-
renordnung Voraussetzung ist, dass diese der Mustersat-
zung entsprechen.

Bitte weisen Sie Ihre ehrenamtlichen Mitarbeiter erneut 
darauf hin, dass abweichende Satzungen nicht genehmigt 
werden.  

Die von uns erarbeitete Mustersatzung soll nicht nur den 
Kirchenvorstandsmitgliedern als Erleichterung dienen, 
sie entspricht auch den gesetzlichen Vorschriften und 
wird ständig der aktuellen gesetzlichen Rechtslage ange-
passt. Im Falle einer Rechtsstreitigkeit in Bezug auf die 
Friedhofsordnung sind Sie juristisch abgesichert, da Sie 
durch die Verwendung der Mustersatzung eine Satzung 
vorweisen können, die einer gerichtlichen Überprüfung 
standhält.

Das Word-Dokument „Friedhofsordnung und Friedhofs-
gebührenordnung“ ist unter:

www.bistum-hildesheim.de
•	 Das Bistum
•	 Generalvikariat
•	 Stabsabteilung Recht
•	 Dokumente

aufzurufen.

Sollten Fragen zur Mustersatzung auftreten, können die-
se gerne an uns gerichtet werden.

Stabsabteilung Recht
Frau Rechtsrätin i. K. Andrea Neuschl
Tel. 05121/307-242; E-Mail: andrea.neuschl@bistum-
hildesheim.de

Übertragung der Fußball EM 2012
 in den kirchlichen Einrichtungen

Vom 08. Juni bis 01. Juli 2012 findet die Fußball-Europa-
meisterschaft statt. Um allen Pfarreien und katholischen 
Einrichtungen, die gerne Spiele öffentlich zeigen möch-
ten, eine rechtlich abgesicherte Möglichkeit zu verschaf-
fen, hat der Verband der Diözesen Deutschlands mit den 
betroffenen Rechtsinhabern Vereinbarungen getroffen. 
Das entsprechende Schreiben kann auf der Internetsei-
te des Bistums unter Stabsabteilung Recht, Dokumente 
heruntergeladen werden. Es kann auch per E-Mail bei re-
gina.thielen@bistum-hildesheim sowie telefonisch unter 
05121/307-241 oder 245 angefordert werden.

Bischöfliches Generalvikariat

Ehevorbereitungsprotokolle

Ab Januar 2013 werden die Ehevorbereitungsprotokolle 
nicht mehr vom Generalvikariat  Hildesheim zentral ge-
druckt. 

Die Ehevorbereitungsprotokolle können ab sofort von 
der Homepage der Stabsabteilung Recht (http://www.
bistum-hildesheim.de./bho/dcms/sites/bistum/bistum/
generalvikariat/rechtsabteilung/dok/Ehevorbereitungs-
protokoll_2010.pdf)  heruntergeladen werden. Das in der 
PDF-Datei ausgefüllte Dokument sollte ausgedruckt und 
nicht zugeheftet der Stabsabteilung Recht zugeschickt 
werden. 

Für die Gültigkeit eines Ehevorbereitungsprotokolls sind 
die Unterschriften der Eheleute und des Pfarrers, sowie 
das Pfarreisiegel auf Blatt 3 unerlässlich. 

Bischöfliches Generalvikariat
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Priesterweihe 

Am Samstag, den 26. Mai 2012 wird Herr Bischof 
Norbert Trelle in der Basilika St. Godehard zu Hil-
desheim folgenden Diakon zum Priester weihen:

Stefan Herr

Hildesheim, im April 

Regens Dr. Hennecke
Priesterseminar Hildesheim

Betriebsausflug des
 Bischöflichen Generalvikariates

am 6. Juli 2012

Wir teilen Ihnen mit, dass am Freitag, den 6. Juli 2012, 
wegen eines Betriebsausfluges alle Dienststellen  des 
Bischöflichen Generalvikariates in Hildesheim nicht er-
reichbar sind.

Wir bitten um Ihr Verständnis.

Hildesheim, 27.04.2012

Bischöfliches Generalvikariat

Pontifikalhandlung 2011

Herr Weihbischof Heinz-Günter Bongartz nahm fol-
gende Weihe vor:

Diakonenweihe – 09. April 2011 – in der Kirche Corpus 
Christi in Rotenburg / Wümme:
Stefan Herr

Termine der Weihekurswochen und 
der theologischen Studienwoche

im Block Herbst 2012 / Frühjahr 2013
(jeweils von Montagvormittag bis Donnerstagabend)

Ort: Tagungshaus Priesterseminar, Neue Straße 3, 
31134 Hildesheim

Zu folgenden Weihekurswochen sind alle Priester des 
Bistums eingeladen, die noch aktiv im Dienst sind.

05. bis 08. November 2012
für die Weihejahrgänge 1959, 1965, 1971, 1977, 1983, 
1989, 1995, 2001 und 2005

21. bis 24. Januar 2013
für die Weihejahrgänge 1960, 1966, 1972, 1978, 1984, 
1990, 1996, 2002 und 2006

04. bis 07. Februar 2013
für die Weihejahrgänge 1961, 1967, 1973, 1979, 1985, 
1991, 1997, 2003 und 2007

04. bis 07. März 2013
kursübergreifende theologische Studienwoche für alle 
Priester des Bistums 

Priester des Bistums, die im Ruhestand sind, werden zu 
einer eigenen Weihekurswoche eingeladen.

26.11.2012, 18:00 Uhr   -   30.11.2012, 9:00 Uhr

Kurzexerzitien für Priester und Diakone
Impulsexerzitien

Einzelexerzitien mit Stillschweigen, Impulsen und der 
Möglichkeit zum Einzelgespräch.

Elemente:
•	 tägliche Eucharistiefeier
•	 Möglichkeit zum Einzelgespräch
•	 täglich 2 Impulse
•	 Bildmeditation



 54|  KIRCHLICHER ANZEIGER FÜR DAS BISTUM HILDESHEIM NR. 2/2012

Zielgruppe:
Priester, Diakone

Veranstalter:
Referat für spirituelle Bildung, Neue Str. 3, 31134 Hil-
desheim

Leitung:
P. Theo Schneider SJ

Referent(-en):
P. Theo Schneider SJ

Veranstaltungsort:
Exerzitienhaus Kloster Marienrode 
Auf dem Gutshof 1 
31139 Hildesheim-Marienrode

Anmeldung:
Referat für spirituelle Bildung
E-Mail: spirituelle.bildung.afb@bistum-hildesheim.de 
Telefon: 05121 / 1 79 15-47 
Fax:       05121 / 1 79 15-42 
Neue Straße 3 
31134 Hildesheim
Anmeldung bis: 23.10.2012

Kosten:
202,00 Euro

Einladung zur ordentlichen Generalversammlung
des Diözesancäcilienverbandes Hildesheim

Zeit:	 5. Mai 2012   10:00 h bis ca. 14:30 h

Ort:	Braunschweig – St. Aegidien (Aegidienmarkt 12)

Die Generalversammlung beginnt mit der gemeinsamen 
Feier der Terz im Hohen Chor von St. Aegidien.

Tagesordnung:

01	 Begrüßung
02	 Protokoll der Generalversammlung vom 18. April 	
	 2009
03	 Bericht des Diözesanpräses und Aussprache
04	 Finanzbericht
05	 Entlastung des Diözesanvorstands
06	 Neuwahl des Diözesanvorstands
07	 Aussprache über die zukünftige inhaltliche Arbeit 	
	 des Vorstandes
08	 „Die Einführung des Neuen Gotteslob“ 
	 Referat von KMD Thomas Viezens
09	 Termin der nächsten Generalversammlung
10	 Verschiedenes

Die Generalversammlung schließt mit einem gemeinsa-
men Imbiss.

Hans-Joachim Leciejewski, Diözesanpräses

Diözesannachrichten

Bischof Norbert Trelle hat folgende Ernennungen bzw. 
Versetzungen vorgenommen:

Propst Bernd Galluschke
Zusätzlich Ernennung zum Pfarrverwalter in Duderstadt-
Gerblingerode, St. Mariä Geburt, Duderstadt-Imminge-
rode, St. Johannes Bapt. und Duderstadt-Tiftlingerode, 
St. Nikolaus für die Zeit vom 07. – 26.11.2011.
Zusätzlich Ernennung zum Pfarrer in Duderstadt-Gerb-
lingerode, St. Marä Geburt und Duderstadt-Tiftlingero-
de, St. Nikolaus zum 27.11.2011.

Dechant Wigbert Schwarze
Entpflichtung als Pfarrer in Bremerhaven-Lehe, Hl. Herz 
Jesu mit St. Benedikt in Bad Bederkesa; Bremerhaven-
Mitte, Maria Unbefleckte Empfängnis; Bremerhaven-
Leherheide, St. Ansgar und als Dechant des Dekanats 



KIRCHLICHER ANZEIGER FÜR DAS BISTUM HILDESHEIM NR. 2/2012 | 55

Bremerhaven zum 20. November 2011.
Ernennung zum Pfarrer in  Göttingen, St. Godehard, 	
zum 27. November 2011. 
Neue Anschrift: St. Heinrich-Straße 5, 37081 Göttingen

Pfarrer Jozef Lagowski
Entpflichtung als Pfarrverwalter in Hildesheim-Achtum, 
St. Martin, Hildesheim-Bavenstedt, Unbefleckte Emp-
fängnis Mariä und Hildesheim-Einum, Unbefleckte 
Empfängnis Mariä zum 20.11.2011.
Ernennung zum Pfarrer in Osterholz-Scharmbeck, Hl. 
Familie, Bremen-Burgdamm, St. Birgitta und Lilienthal, 
Guter Hirt zum 27.11.2011.
Neue Anschrift: Waldweg 1, 27711 Osterholz-Scharm-
beck

Pfarrer Martin Brzenska
Entpflichtung als Pfarrer in Hessisch Oldendorf, St. Bo-
nifatius und Hessisch Oldendorf-Hemeringen, St. Maria 
sowie als Pfarrverwalter in Rinteln, St. Sturmius zum 
20.11.2011.
Ernennung zum Pfarrer in Alfeld, St. Marien zum 
27.11.2011
Neue Anschrift: Marienstraße 1, 31061 Alfeld

Pfarrer Peter Wolowiec
Entpflichtung als Pfarrer in Duderstadt-Gerblingerode, 
St. Mariä Geburt und als Pfarrverwalter in Duderstadt-
Immingerode, St. Johannes Baptist, sowie Duderstadt-
Tiftlingerode, St. Nikolaus zum 20.11.2011.
Entpflichtung als rector ecclesiae der Kapelle im Kol-
ping-Familienzentrum Duderstadt zum 20.11.2011.
Ernennung zum Pfarrer in Rinteln, St. Sturmius und Hes-
sisch Oldendorf, St. Bonifatius zum 27.11.2011.
Neue Anschrift: Kapellenweg 15, 31737 Rinteln

Pater Wladyslaw Borowiecki C. Or.
Zusätzlich Ernennung zum Pfarrer in Duderstadt-Immin-
gerode, St. Johannes Baptist zum 27.11.2011.

Pfarrer Hans-Günter Sorge
Entpflichtung als Pfarrverwalter in Hannover, St. Maria 
zum 06.11.2011.
Neue Anschrift: Rotenbergstraße 58, 37197 Hattorf

Pfarrer i. R. Johannes Brodmann
Entpflichtung als Subsidiar in Peine, Hl. Engel zum 
20.10.2011.

Dechant Wolfgang Voges
Zusätzlich zu seinen bisherigen Aufgaben Ernennung 
zum Pfarrverwalter in Hildesheim-Drispenstedt, Mariä 
Lichtmess, zum 06.02.2012.

Pater Manfred Hösl SJ
Ernennung zum stellvertretenden Dechanten des Deka-
nats Göttingen zum 08.01.2012.

Pfarrer Christian Göbel
Freistellung für deutschsprachige Seelsorge in New York 
/ USA vom 01.02.2012 für die Dauer von fünf Jahren.
Neue Anschrift:  106 Greenacres Avenue, White Plains, 
NY 10606, USA

Pfarrer Daniel Konnemann
Entpflichtung als Pfarrer in Hildesheim-Drispenstedt, 
Mariä Lichtmess zum 05.02.2012.
Beauftragung mit der seelsorgerlichen Mithilfe in Lü-
neburg, St. Marien, zum  26.02.2012 bis zunächst zum 
01.09.2012.
Der persönliche Titel lautet: Pastor
Neue Anschrift: St. Stephanus-Platz 1 und 7, 21337 
Lüneburg

Pfarrer Prof. Dr. Wolfgang Werner
Entpflichtung als Pfarrverwalter in Hildesheim,  St. Eli-
sabeth, sowie als Diözesanbeauftragter für Akademie-
seelsorge zum 12.02.2012.
Neue Anschrift:
Universität Hildesheim, Institut für kath. Theolo-
gie, Marienburger Platz 22, 31141 Hildesheim, Tel. 
05121/883535

Pfarrer Waldemar Maniura
Ernennung zum Pfarrverwalter in Hildesheim, St. Elisa-
beth, zum 13.02.2012.

Pastor Thomas Thannippara
Entpflichtung als Pfarrvikar in Gronau, St. Joseph zum 
08.04.2012.
Ernennung zum Pfarrvikar in Bremerhaven-Geestemün-
de, Hl. Herz Jesu, Bremerhaven-Lehe, Hl. Herz Jesu, 
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Bremerhaven-Mitte, Mariä Unbefleckte Empfängnis und 
Bremerhaven-Leherheide, St. Ansgar zum 20.04.2012.

Pfarrer i. R. Wilfried A. Meyer
Entpflichtung als Hausgeistlicher des Caritas-Alten- 
und Pflegeheims St. Magdalenenhof Hildesheim zum 
12.02.2012.

Prof. Dr. Franz-Wilhelm Thiele
Entbindung von der Professur am Bischöflichen Priester-
seminar in Hildesheim, sowie die Entpflichtung von den 
Aufgaben des Domzeremoniars zum 02. 06.2012.
Der persönlicher Titel lautet: Professor em.

Pfarrer Dr. theol. Jan Pawlik
Dr. theol. seit 16.11.2011.

Pastor Sebastian Chenceril
Ernennung zum Pfarrvikar in Gronau, St. Joseph zum 
11.03.2012.
Titel: „Pastor“
Adresse ab 08. April 2012: c/o Frau Härtel, Fritz-Reuter-
Ring 5, 31028 Gronau

Pater Cherian Marottickathadathil MSFS
Ernennung zum Pfarrvikar in der Hildesheim-Drispens-
tedt, Mariä Lichtmess  zum 11. 03.2012.
Er führt den Titel: „Pastor“
Adresse: Bischöfliches Priesterseminar Hildesheim, 
Brühl 16, 31134 Hildesheim

Gemeindereferentinnen / Gemeindereferenten

Andreas Handzik
Beendigung der Tätigkeit als Gemeindereferent zum 
30.09.2011.
Seit dem 01.10.2011 Diakonatsanwärter in St. Altfrid, 
Gifhorn.

Andrea Schwanitz
Versetzung zum 01.11.2011 von Heilig Geist, Hannover-
Bothfeld nach St. Ludwig Celle.

Hildegard Kaup
Versetzung zum 15.11.2011 von St. Matthias, Achim 
nach Heilige Familie, Bremen-Grohn.

Der Auftrag als Koordinatorin für den Ganzheitlichen 
Weg in Hildesheim bleibt bestehen.

Susanne Kowol
Versetzung zum 01.02.2012 in den pastoralen Raum Ka-
tholische Kirche im Nordharz,
Dienstsitz: Katholische Pfarrgemeinde St. Jakobus der 
Ältere,
Filialkirche St. Benno, Marienburger Straße 35, 38642 
Goslar-Jürgenohl.

Marco Koch
Versetzung zum 01.02.2012 in den pastoralen Raum Ka-
tholische Kirche im Nordharz,
Dienstsitz: Katholische Pfarrgemeinde St. Jakobus der 
Ältere, 
Pfarrhaus Jakobikirchhof 1, 38640 Goslar.

Diakone

Herbert Kröll
Entpflichtung als Hauptberuflicher Diakon in Bremerha-
ven, Hl. Herz Jesu zum 29.02.2012.
Ernennung zum Diakon mit Zivilberuf in Cuxhaven, St. 
Marien zum 01.03.2012.
Anschrift privat: Hartingspecken 37, 27637 Nordholz

Rupert Butterbrodt
Ernennung zum Geistlichen Beirat des Familienbundes 
der Katholiken im Bistum Hildesheim zum 07.03.2012.

Pastoralreferentinnen / Pastoralreferenten

Jürgen Selke-Witzel
Beendigung seiner Tätigkeit als Leiter der Begegnungs-
stätte St. Ludgerus, Helmstedt, zum 30.11.2011. Er über-
nimmt eine andere Tätigkeit im Bistum Hildesheim.

Martin Schwedhelm
Bis 29.02.2012 Pastoralreferent im Dekanat Hannover, 
Propstei St. Clemens, Goethestraße 33, 30169 Hanno-
ver. Ab dem 01.03.2012 Pastoralreferent für das Dekanat 
Hildesheim, Domhof 17, 31134 Hildesheim, Telefon: 
05121/3032067, e-mail: schwedhelm@kirche-mit-herz.
de
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Änderungen:

Pfarrer i. R. Johannes Wojtysiak
Neue Anschrift seit 01.09.2011: Böcklerstraße 232, 
38102 Braunschweig.

Pfarrer i. R. Konrad Wersch
Neue Anschrift ab sofort:
Albertinum, Clermont-Ferrand-Allee 40, 93049 Regens-
burg, Telefon: 0941/46026818

Pfarrer Christian Muffler
Neue Anschrift seit 01.10.2011:
Rua Santa Luzia, 03, Santa Etelvina, 69.059-580 Manaus 
/ AM, Brasil

Missionsschwestern vom Hl. Namen Mariens, Kloster 
Nette, Osnabrück
Schließung der Ordens-Niederlassung in Cuxhaven zum 
30.09.2011.

Pfarrer i. R. Ulrich Patzelt
Neue Anschrift ab sofort: Brühl 35, 31134 Hildesheim

Korrektur

Pfarrer Peter Wolowiec
Übertragung der Pfarrgemeinde Rinteln, St. Sturmius, 
Hessisch Oldendorf, St. Bonifatius und der Kuratiege-
meinde St. Maria in Hessisch Oldendorf-Hemeringen 
zum 27.11.2011.

Verstorben

Am 15.01.2012 verstarb Pastor i. R. Bernward Wie-
chens, zuletzt wohnhaft in 31134 Hildesheim, Caritas-
Altenheim Magdalenenhof, Mühlenstraße 24,.

Am 12.02.2012 verstarb Ehrendomkapitular Georg 
Danel, zuletzt wohnhaft in 27624 Bad Bederkesa, Mat-
tenburger Straße 17 – 19.

Am 22.02.2012 verstarb Pfarrer i. R. Norbert Opper-
mann, zuletzt wohnhaft in 38259 Salzgitter, Wilhelm-
Raabe-Straße 24

Am 22.02.2012 verstarb Pfarrer i. R. Vincent Hoppe, 
zuletzt wohnhaft in 31141 Hildesheim, In der Schratwan-
ne 2 B.

Am 23.02.2012 verstarb Pfarrer i. R. Wolfgang Lau-
dahn, zuletzt wohnhaft in 26282 Wilhelmshaven, Süd-
strand 80.

Am 27.02.2012 verstarb die Gemeindereferentin im Ru-
hestand Hedwig Lorenzkowski, zuletzt wohnhaft in 
37133 Friedland, St. Norbert-Platz 9.

Am 28.03.2012 verstarb Pfarrer i. R. Hans-Günther 
Rössler, zuletzt wohnhaft Ebertstraße 14,
31089 Duingen.
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